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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 1976/1999 DES RATES
vom 13. September 1999

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2717/93 zur Einführung eines endgültigen Antidumping-
zolls auf die Einfuhren von Ferrochrom mit einem Kohlenstoffgehalt von 0,5 GHT oder weniger

(kohlenstoffarmes Ferrochrom) mit Ursprung in Kasachstan, Rußland und der Ukraine

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 384/96 des Rates vom
22. Dezember 1995 über den Schutz gegen gedumpte
Einfuhren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehö-
renden Ländern (1), insbesondere auf Artikel 11 Absatz 3,

auf Vorschlag der Kommission nach Konsultationen im Bera-
tenden Ausschuß,

in Erwägung nachstehender Gründe:

I. VORAUSGEGANGENES VERFAHREN

(1) Mit der Verordnung (EWG) Nr. 2717/93 (2) (nachste-
hend „endgültige Verordnung“ genannt) führte der Rat
einen endgültigen Antidumpingzoll auf die Einfuhren
von Ferrochrom mit einem Kohlenstoffgehalt von
0,5 GHT oder weniger der KN-Codes 7202 49 10 und
7202 49 50 mit Ursprung in Kasachstan, Rußland und
der Ukraine ein. Dabei handelt es sich um einen spezifi-
schen Zoll von 0,31 EUR pro Kilogramm Nettogewicht.

II. ÜBERPRÜFUNG

(2) Nach Konsultationen im Beratenden Ausschuß veröffent-
lichte die Kommission am 2. Oktober 1998 im Amtsblatt
der Europäischen Gemeinschaften (3) eine Bekanntmachung,
mit der sie von sich aus eine Überprüfung gemäß Artikel
11 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 384/96 (nachste-
hend „Grundverordnung“ genannt) und gleichzeitig auf
Antrag des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft eine
Überprüfung im Zusammenhang mit dem Auslaufen der
Maßnahmen einleitete und mit ihrer Untersuchung
begann. Die Interimsüberprüfung beschränkte sich auf
die Klärung der Definition der von den Maßnahmen
betroffenen Ware.

(3) Die Kommission gab den bekanntermaßen betroffenen
Parteien Gelegenheit, ihren Standpunkt schriftlich darzu-
legen und eine Anhörung zu beantragen.

(4) Der Gemeinschaftshersteller nahm schriftlich Stellung.
Außerdem gingen Informationen von der Thyssen Akti-
engesellschaft, Deutschland, ein, bei der es sich um einen
unabhängigen Einführer der von den Gemeinschafts-
maßnahmen betroffenen Ware handelt.

(5) Die Kommission holte alle für ihre Überprüfung der
Warendefinition für erforderlich erachteten Informa-
tionen ein, prüfte sie und führte Kontrollbesuche in den
Betrieben der folgenden Unternehmen durch:

— Elektrowerk Weisweiler GmbH, Weisweiler, Deutsch-
land;

— Zimbabwe Alloys Limited, Gweru, Simbabwe.

III. DEFINITION DER WARE, DIE GEGENSTAND DER
VERORDNUNG (EWG) Nr. 2717/93 IST

(6) Gemäß Artikel 1 der endgültigen Verordnung handelt es
sich bei der betroffenen Ware um „Ferrochrom mit
einem Kohlenstoffgehalt von 0,5 GHT oder weniger der
KN-Codes 7202 49 10 und 7202 49 50“ (nachstehend
„untersuchte Ware“ genannt).

(7) In der endgültigen Verordnung wurde kein Mindest-
chromgehalt der untersuchten Ware festgelegt.

(8) Gemäß der Anmerkung 1 Buchstaben c) und g) des
Kapitels 72 der Kombinierten Nomenklatur (Anhang I
der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 über die zolltarif-
liche und statistische Nomenklatur sowie den Gemein-
samen Zolltarif) sind bestimmte Waren mit einem
Chromgehalt von mehr als 10 GHT ebenfalls den KN-
Codes 7202 49 10 und 7202 49 50 zuzuweisen und
unterliegen folglich dem vorgenannten Antidumpingzoll.

(9) Die Interimsüberprüfung ergab jedoch, daß sich kohlen-
stoffarmes Ferrochrom, das aus Abfällen von legiertem
Stahl mit einem Chromgehalt von weniger als 30 GHT
hergestellt wird (nachstehend „chromarme Ware“
genannt), in mehrerer Hinsicht erheblich von der unter-
suchten Ware unterscheidet. Die Unterschiede bestehen
vor allem darin, daß die chromarme Ware aus anderen
Ausgangsstoffen hergestellt wird, daß ihr Chromgehalt
und ihr Preis im Vergleich zur untersuchten Ware deut-
lich niedriger sind und daß sie nur auf der ersten Stufe
der Erzeugung von nichtrostendem Stahl, und zwar zur
Herstellung einer Schmelze aus legiertem Rohstahl,
verwendet werden kann.

(1) ABl. L 56 vom 6.3.1996, S. 1. Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 905/98 (ABl. L 128 vom 30.5.1998,
S. 18).

(2) ABl. L 246 vom 2.10.1993, S. 1.
(3) ABl. C 303 vom 2.10.1998, S. 4.
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(10) Angesichts dieser Unterschiede zwischen der chrom-
armen und der untersuchten Ware wird der Schluß
gezogen, daß sich die Maßnahmen nicht auf die
Einfuhren von Ferrochrom mit einem Kohlenstoffgehalt
von 0,5 GHT oder weniger und einem Chromgehalt von
weniger als 30 GHT erstrecken sollten.

(11) Da diese Überprüfung lediglich darauf abzielte zu klären,
auf welche Ware sich die ursprünglichen Maßnahmen
erstrecken sollten, ist es angezeigt, die Ergebnisse vom
Tag des Inkrafttretens der endgültigen Verordnung an
anzuwenden, um eine Schädigung der Einführer der
Ware zu verhindern.

(12) Die interessierten Parteien wurden über die Tatsachen
und Erwägungen unterrichtet, auf deren Grundlage beab-
sichtigt wurde, die endgültige Verordnung zu ändern,
und erhielten Gelegenheit zur Stellungnahme; sie
erhoben keine Einwände.

(13) Daher kommt der Rat zu dem Schluß, daß die endgül-
tige Verordnung im Hinblick auf die Definition der von
den Maßnahmen betroffenen Ware geändert werden
sollte.

(14) Diese Überprüfung berührt nicht den Zeitpunkt, zu dem
die Verordnung (EWG) Nr. 2717/93 gemäß Artikel 11
Absatz 2 der Grundverordnung außer Kraft treten
wird —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2717/93 erhält
folgende Fassung:

„(1) Auf die Einfuhren von Ferrochrom mit einem
Kohlenstoffgehalt von 0,5 GHT oder weniger und einem
Chromgehalt von 30 GHT oder mehr der KN-Codes
7202 49 10 und 7202 49 50 (Taric-Codes:
7202 49 10*11, 7202 49 10*19, 7202 49 50*11 und
7202 49 50*19) mit Ursprung in Kasachstan, Rußland und
der Ukraine wird ein endgültiger Antidumpingzoll einge-
führt.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft und gilt für
alle Einfuhren von Ferrochrom mit einem Kohlenstoffgehalt
von 0,5 GHT oder weniger mit Ursprung in Kasachstan,
Rußland und der Ukraine, die ab dem 2. Oktober 1993 in den
zollrechtlich freien Verkehr in der Gemeinschaft übergeführt
wurden.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 13. September 1999.

Im Namen des Rates

Der Präsident

T. HALONEN
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1977/1999 DER KOMMISSION
vom 15. September 1999

zur Einstellung der Fischerei auf Kabeljau/Schellfisch durch Schiffe unter der Flagge Deutschlands

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2847/93 des Rates vom
12. Oktober 1993 zur Einführung einer Kontrollregelung für
die gemeinsame Fischereipolitik (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 2846/98 (2), insbesondere auf Artikel 21
Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In der Verordnung (EG) Nr. 53/1999 des Rates vom
18. Dezember 1998 zur Aufteilung der Fangquoten für
in den Gewässern der Färöer fischende Fischereifahr-
zeuge auf die Mitgliedstaaten (3), geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1619/1999 der Kommission (4),
sind für 1999 Quoten für Kabeljau/Schellfisch vorge-
geben.

(2) Um die Einhaltung der Fangbeschränkungen für quoten-
gebundene Bestände zu gewährleisten, muß die Kommis-
sion den Zeitpunkt festsetzen, zu dem die zugeteilte
Quote aufgrund der Fänge der Fischereifahrzeuge unter
der Flagge eines Mitgliedstaats als ausgeschöpft gilt.

(3) Nach den der Kommission mitgeteilten Angaben haben
die Fänge an Kabeljau/Schellfisch in den Gewässern der
Färöer durch Schiffe, die die Flagge Deutschlands führen

oder in Deutschland registriert sind, die für 1999 zuge-
teilte Quote erreicht. Deutschland hat die Befischung
dieses Bestands ab 1. September 1999 untersagt. Es
empfiehlt sich daher, dieses Datum zu übernehmen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Aufgrund der Fänge an Kabeljau/Schellfisch in den Gewässern
der Färöer durch Schiffe, die die Flagge Deutschlands führen
oder in Deutschland registriert sind, gilt die Deutschland für
1999 zugeteilte Quote als ausgeschöpft.

Die Fischerei auf Kabeljau/Schellfisch in den Gewässern der
Färöer durch Schiffe, die die Flagge Deutschlands führen oder
in Deutschland registriert sind, sowie die Aufbewahrung an
Bord, das Umladen und Anlanden von Fängen aus diesem
Bestand, die von den genannten Schiffen nach Beginn der
Anwendung dieser Verordnung getätigt werden, sind verboten.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt mit Wirkung vom 1. September 1999.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 15. September 1999

Für die Kommission

Padraig FLYNN

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 261 vom 20.10.1993, S. 1.
(2) ABl. L 358 vom 31.12.1998, S. 5.
(3) ABl. L 13 vom 18.1.1999, S. 79.
(4) ABl. L 192 vom 24.7.1999, S. 14.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1978/1999 DER KOMMISSION
vom 15. September 1999

zur Einstellung der Schollenfischerei durch Schiffe unter der Flagge Irlands

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2847/93 des Rates vom
12. Oktober 1993 zur Einführung einer Kontrollregelung für
die gemeinsame Fischereipolitik (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 2846/98 (2), insbesondere auf Artikel 21
Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In der Verordnung (EG) Nr. 48/1999 des Rates vom
18. Dezember 1998 zur Festlegung der zulässigen
Gesamtfangmengen und entsprechender Fangbedin-
gungen für bestimmte Fischbestände oder -bestands-
gruppen (3), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 1619/1999 der Kommission (4), sind für 1999
Quoten für Scholle vorgegeben.

(2) Um die Einhaltung der Fangbeschränkungen für quoten-
gebundene Bestände zu gewährleisten, muß die Kommis-
sion den Zeitpunkt festsetzen, zu dem die zugeteilte
Quote aufgrund der Fänge der Fischereifahrzeuge unter
der Flagge eines Mitgliedstaats als ausgeschöpft gilt.

(3) Nach den der Kommission mitgeteilten Angaben haben
Schollenfänge in den Gewässern der ICES-Bereiche
VIIf, g durch Schiffe, die die Flagge Irlands führen oder

in Irland registriert sind, die für 1999 zugeteilte Quote
erreicht. Irland hat die Befischung dieses Bestands ab
1. September 1999 untersagt. Es empfiehlt sich daher,
dieses Datum zu übernehmen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Aufgrund der Schollenfänge in den Gewässern der ICES-
Bereiche VIIf, g durch Schiffe, die die Flagge Irlands führen oder
in Irland registriert sind, gilt die Irland für 1999 zugeteilte
Quote als erschöpft.

Die Fischerei auf Schollen in den Gewässern der ICES-Bereiche
VIIf, g durch Schiffe, die die Flagge Irlands führen oder in Irland
registriert sind, sowie die Aufbewahrung an Bord, das Umladen
und Anlanden von Fängen aus diesem Bestand, die von den
genannten Schiffen nach Beginn der Anwendung dieser Verord-
nung getätigt werden, sind verboten.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt mit Wirkung vom 1. September 1999.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 15. September 1999

Für die Kommission

Padraig FLYNN

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 261 vom 20.10.1993, S. 1.
(2) ABl. L 358 vom 31.12.1998, S. 5.
(3) ABl. L 13 vom 18.1.1999, S. 1.
(4) ABl. L 192 vom 24.7.1999, S. 14.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1979/1999 DER KOMMISSION
vom 16. September 1999

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen
zur Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1498/98 (2), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in

ihrem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 17. September 1999 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 16. September 1999

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 337 vom 24.12.1994, S. 66.
(2) ABl. L 198 vom 15.7.1998, S. 4.
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 16. September 1999 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die
Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler
Einfuhrpreis

0702 00 00 052 77,1
060 49,8
999 63,4

0707 00 05 628 125,1
999 125,1

0709 90 70 052 70,2
999 70,2

0805 30 10 388 68,8
524 77,2
528 68,8
999 71,6

0806 10 10 052 101,5
064 68,5
400 226,9
999 132,3

0808 10 20, 0808 10 50, 0808 10 90 388 59,8
400 48,9
508 20,3
512 47,6
528 43,9
800 180,8
804 72,0
999 67,6

0808 20 50 052 81,4
064 45,4
388 46,9
720 88,4
999 65,5

0809 30 10, 0809 30 90 052 104,0
999 104,0

0809 40 05 052 46,7
064 46,2
066 60,3
624 184,9
999 84,5

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2645/98 der Kommission (ABl. L 335 vom 10.12.1998,
S. 22). Der Code „999“ steht für „Verschiedenes“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1980/1999 DER KOMMISSION
vom 16. September 1999

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Milch und Milcherzeugnisse

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des Rates vom
27. Juni 1968 über die gemeinsame Marktorganisation für
Milch und Milcherzeugnisse (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1587/96 (2), insbesondere auf Artikel 17
Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 17 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68
kann der Unterschied zwischen den Preisen der in
Artikel 1 der genannten Verordnung aufgeführten
Erzeugnisse im internationalen Handel und den Preisen
dieser Erzeugnisse in der Gemeinschaft durch eine
Erstattung bei der Ausfuhr ausgeglichen werden, ohne
daß die Grenzen überschritten werden, die sich aus den
gemäß Artikel 228 des Vertrags geschlossenen
Abkommen ergeben.

(2) Nach der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 müssen die
Erstattungen für die in Artikel 1 derselben Verordnung
genannten Erzeugnisse, die in unverändertem Zustand
ausgeführt werden, unter Berücksichtigung folgender
Faktoren festgesetzt werden:
— der Lage und voraussichtlichen Entwicklung der

Preise für Milch und Milcherzeugnisse und der
verfügbaren Mengen auf dem Markt der Gemein-
schaft sowie der Preise für Milch und Milcherzeug-
nisse im internationalen Handel,

— der Vermarktungskosten und der günstigsten Kosten
für den Transport von Märkten der Gemeinschaft zu
den Ausfuhrhäfen oder sonstigen Ausfuhrorten der
Gemeinschaft sowie der Heranführungskosten zum
Bestimmungsland,

— der Ziele der gemeinsamen Marktorganisation für
Milch und Milcherzeugnisse, die diesen Märkten eine
ausgeglichene Lage und eine natürliche Entwicklung
bei den Preisen und dem Handel gewährleisten
sollen,

— der sich aus den gemäß Artikel 228 des Vertrags
geschlossenen Abkommen ergebenden Beschrän-
kungen,

— der Erfordernisse, Störungen auf dem Markt der
Gemeinschaft zu verhindern,

— des wirtschaftlichen Aspekts der beabsichtigten
Ausfuhren.

(3) Gemäß Artikel 17 Absatz 5 der Verordnung (EWG) Nr.
804/68 werden die Preise in der Gemeinschaft unter
Berücksichtigung der im Hinblick auf die Ausfuhr
günstigsten tatsächlichen Preise ermittelt. Die Ermittlung

der Preise im internationalen Handel erfolgt insbeson-
dere unter Berücksichtigung

a) der tatsächlichen Preise auf den Märkten der dritten
Länder,

b) der günstigsten Einfuhrpreise in den dritten Bestim-
mungsländern bei der Einfuhr aus dritten Ländern,

c) der in den ausführenden dritten Ländern festgestellten
Erzeugerpreise, gegebenenfalls unter Berücksichti-
gung der Subventionen, die von diesen Ländern
gewährt werden,

d) der Angebotspreise frei Grenze der Gemeinschaft.

(4) Gemäß Artikel 17 Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr.
804/68 können die Lage im internationalen Handel oder
die besonderen Erfordernisse bestimmter Märkte es
notwendig machen, die Erstattung für die in Artikel 1
derselben Verordnung genannten Erzeugnisse je nach
der Bestimmung oder dem Bestimmungsgebiet in unter-
schiedlicher Höhe festzusetzen.

(5) Artikel 17 Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68
sieht vor, daß die Liste der Erzeugnisse, für welche eine
Erstattung bei der Ausfuhr gewährt wird, und der Betrag
dieser Erstattung mindestens alle vier Wochen neu fest-
gesetzt werden. Der Erstattungsbetrag kann jedoch
während eines vier Wochen überschreitenden Zeitraums
unverändert beibehalten werden.

(6) Gemäß Artikel 16 der Verordnung (EG) Nr. 174/1999
der Kommission vom 26. Januar 1999 mit besonderen
Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EWG) Nr.
804/68 des Rates im Hinblick auf die Ausfuhrlizenzen
und die Ausfuhrerstattungen im Sektor Milch und Milch-
erzeugnisse (3), geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1596/1999 (4), entspricht die Erstattung, die für zuge-
setzte Saccharose enthaltende Milcherzeugnisse gewährt
wird, der Summe aus zwei Teilbeträgen, von denen der
eine der Milcherzeugnismenge Rechnung trägt und
durch Multiplizieren des Grundbetrags mit dem Gehalt
des betreffenden Erzeugnisses an Milcherzeugnissen
berechnet wird. Der zweite Teilbetrag trägt der zuge-
setzten Saccharose Rechnung und wird berechnet durch
Multiplizieren des Gehalts des Gesamterzeugnisses an
Saccharose mit dem Grundbetrag der Erstattung, die am
Tag der Ausfuhr für die Erzeugnisse gilt, die genannt
sind in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe d) der Verordnung
(EG) Nr. 1785/81 des Rates vom 30. Juni 1981 über die
gemeinsame Marktorganisation für Zucker (5), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1148/98 der
Kommission (6). Der letztere Teilbetrag wird jedoch nur
berücksichtigt, wenn die zugesetzte Saccharose aus in
der Gemeinschaft geernteten Zuckerrüben oder aus in
der Gemeinschaft geernteten Zuckerrohr hergestellt
worden ist.

(3) ABl. L 20 vom 27.1.1999, S. 8.
(4) ABl. L 188 vom 21.7.1999, S. 39.

(1) ABl. L 148 vom 28.6.1968, S. 13. (5) ABl. L 177 vom 1.7.1981, S. 4.
(2) ABl. L 206 vom 16.8.1996, S. 21. (6) ABl. L 159 vom 3.6.1998, S. 38.
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(7) Die Erstattung für Käse wird für zum unmittelbaren
Verbrauch bestimmte Erzeugnisse berechnet. Käserinden
und Käseabfälle sind keine Erzeugnisse, die dieser
Verwendung entsprechen. Um etwaige Auslegungs-
schwierigkeiten zu vermeiden, ist zu präzisieren, daß für
Käse mit einem Frei-Grenze-Wert von weniger als
230,00 EUR/100 kg keine Erstattung gewährt wird.

(8) Die Verordnung (EWG) Nr. 896/84 der Kommission (1),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 222/
88 (2), sieht ergänzende Bestimmungen für die Gewäh-
rung der Erstattungen beim Wechsel des Wirtschafts-
jahres vor. Diese Bestimmungen betreffen die mögliche
unterschiedliche Festsetzung der Erstattungen nach
Maßgabe des Herstellungsdatums der Erzeugnisse.

(9) Zur Berechnung der Erstattung für die Schmelzkäse-
sorten ist vorzusehen, daß, wenn Kasein und/oder
Kaseinat zugefügt sind, die betreffende Menge unberück-
sichtigt bleibt.

(10) Die Anwendung dieser Modalitäten auf die derzeitige
Lage der Märkte für Milch und Milcherzeugnisse und
insbesondere auf die Preise dieser Erzeugnisse in der
Gemeinschaft und im internationalen Handel führt dazu,
die Erstattung für die Erzeugnisse auf die im Anhang
dieser Verordnung genannten Beträge festzusetzen.

(11) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Milch und Milcherzeugnisse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Die in Artikel 17 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68
genannten Ausfuhrerstattungen für ausgeführte Erzeugnisse in
unverändertem Zustand werden auf die im Anhang wiederge-
gebenen Beträge festgesetzt.

(2) Für die Ausfuhren nach Bestimmung Nr. 400 wird für
die Erzeugnisse der KN-Codes 0401, 0402, 0403, 0404, 0405
und 2309 keine Erstattung festgesetzt.

(3) Für die Ausfuhren nach den Bestimmungen 021, 023,
024, 028, 043, 044, 045, 046, 052, 404, 600, 800 und 804
wird für die Erzeugnisse des KN-Codes 0406 keine Erstattung
festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 17. September 1999 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 16. September 1999

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 91 vom 1.4.1984, S. 71.
(2) ABl. L 28 vom 1.2.1988, S. 1.
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Erzeugniscode Bestimmung (*) Betrag der
ErstattungenErzeugniscode Bestimmung (*) Betrag der

Erstattungen

ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 16. September 1999 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Milch
und Milcherzeugnisse

(EUR/100 kg Eigengewicht, wenn nicht anders angegeben)

0401 10 10 9000 970 2,327
* * * —

0401 10 90 9000 970 2,327
* * * —

0401 20 11 9100 970 2,327
* * * —

0401 20 11 9500 970 3,597
* * * —

0401 20 19 9100 970 2,327
* * * —

0401 20 19 9500 970 3,597
* * * —

0401 20 91 9100 970 4,551
* * * —

0401 20 91 9500 + —
0401 20 99 9100 970 4,551

* * * —
0401 20 99 9500 + —
0401 30 11 9100 + —
0401 30 11 9400 970 10,50

* * * —
0401 30 11 9700 970 15,77

* * * —
0401 30 19 9100 + —
0401 30 19 9400 + —
0401 30 19 9700 970 15,77

* * * —
0401 30 31 9100 + 38,32
0401 30 31 9400 + 59,85
0401 30 31 9700 + 66,00
0401 30 39 9100 + 38,32
0401 30 39 9400 + 59,85
0401 30 39 9700 + 66,00
0401 30 91 9100 + 75,22
0401 30 91 9400 + 110,55
0401 30 91 9700 + 129,01
0401 30 99 9100 + 75,22
0401 30 99 9400 + 110,55
0401 30 99 9700 + 129,01
0402 10 11 9000 + 90,00
0402 10 19 9000 + 90,00
0402 10 91 9000 + 0,9000
0402 10 99 9000 + 0,9000
0402 21 11 9200 + 90,00
0402 21 11 9300 + 105,89
0402 21 11 9500 + 111,56
0402 21 11 9900 + 120,00
0402 21 17 9000 + 90,00
0402 21 19 9300 + 105,89
0402 21 19 9500 + 111,56
0402 21 19 9900 + 120,00
0402 21 91 9100 + 120,86
0402 21 91 9200 + 121,69
0402 21 91 9300 + 123,20
0402 21 91 9400 + 131,67
0402 21 91 9500 + 134,61
0402 21 91 9600 + 145,88
0402 21 91 9700 + 152,49

0402 21 91 9900 + 159,96
0402 21 99 9100 + 120,86
0402 21 99 9200 + 121,69
0402 21 99 9300 + 123,20
0402 21 99 9400 + 131,67
0402 21 99 9500 + 134,61
0402 21 99 9600 + 145,88
0402 21 99 9700 + 152,49
0402 21 99 9900 + 159,96
0402 29 15 9200 + 0,9000
0402 29 15 9300 + 1,0589
0402 29 15 9500 + 1,1156
0402 29 15 9900 + 1,2002
0402 29 19 9200 + 0,9000
0402 29 19 9300 + 1,0589
0402 29 19 9500 + 1,1156
0402 29 19 9900 + 1,2002
0402 29 91 9100 + 1,2086
0402 29 91 9500 + 1,3167
0402 29 99 9100 + 1,2086
0402 29 99 9500 + 1,3167
0402 91 11 9110 + —
0402 91 11 9120 + —
0402 91 11 9310 + 11,31
0402 91 11 9350 + 13,85
0402 91 11 9370 + 16,84
0402 91 19 9110 + —
0402 91 19 9120 + —
0402 91 19 9310 + 11,31
0402 91 19 9350 + 13,85
0402 91 19 9370 + 16,84
0402 91 31 9100 + —
0402 91 31 9300 + 19,91
0402 91 39 9100 + —
0402 91 39 9300 + 19,91
0402 91 51 9000 + —
0402 91 59 9000 + —
0402 91 91 9000 + 63,94
0402 91 99 9000 + 63,94
0402 99 11 9110 + —
0402 99 11 9130 + —
0402 99 11 9150 + —
0402 99 11 9310 + 0,2689
0402 99 11 9330 + 0,3228
0402 99 11 9350 + 0,4291
0402 99 19 9110 + —
0402 99 19 9130 + —
0402 99 19 9150 + —
0402 99 19 9310 + 0,2689
0402 99 19 9330 + 0,3228
0402 99 19 9350 + 0,4291
0402 99 31 9110 + —
0402 99 31 9150 + 0,4467
0402 99 31 9300 + 0,3832
0402 99 31 9500 + 0,6600
0402 99 39 9110 + —
0402 99 39 9150 + 0,4467
0402 99 39 9300 + 0,3832
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Erzeugniscode Bestimmung (*) Betrag der
Erstattungen Erzeugniscode Bestimmung (*) Betrag der

Erstattungen

0402 99 39 9500 + 0,6600
0402 99 91 9000 + 0,7522
0402 99 99 9000 + 0,7522
0403 10 11 9400 + —
0403 10 11 9800 + —
0403 10 13 9800 + —
0403 10 19 9800 + —
0403 10 31 9400 + —
0403 10 31 9800 + —
0403 10 33 9800 + —
0403 10 39 9800 + —
0403 90 11 9000 + 88,48
0403 90 13 9200 + 88,48
0403 90 13 9300 + 104,95
0403 90 13 9500 + 110,56
0403 90 13 9900 + 118,93
0403 90 19 9000 + 119,81
0403 90 31 9000 + 0,8848
0403 90 33 9200 + 0,8848
0403 90 33 9300 + 1,0495
0403 90 33 9500 + 1,1056
0403 90 33 9900 + 1,1893
0403 90 39 9000 + 1,1981
0403 90 51 9100 970 2,327

* * * —
0403 90 51 9300 + —
0403 90 53 9000 + —
0403 90 59 9110 + —
0403 90 59 9140 + —
0403 90 59 9170 970 15,77

* * * —
0403 90 59 9310 + 38,32
0403 90 59 9340 + 59,85
0403 90 59 9370 + 64,80
0403 90 59 9510 + 64,80
0403 90 59 9540 + 64,80
0403 90 59 9570 + 64,80
0403 90 61 9100 + —
0403 90 61 9300 + —
0403 90 63 9000 + —
0403 90 69 9000 + —
0404 90 21 9100 + 90,00
0404 90 21 9910 + —
0404 90 21 9950 + 11,31
0404 90 23 9120 + 90,00
0404 90 23 9130 + 105,89
0404 90 23 9140 + 111,56
0404 90 23 9150 + 120,00
0404 90 23 9911 + —
0404 90 23 9913 + —
0404 90 23 9915 + —
0404 90 23 9917 + —
0404 90 23 9919 + —
0404 90 23 9931 + 11,31
0404 90 23 9933 + 13,85
0404 90 23 9935 + 16,84
0404 90 23 9937 + 19,91
0404 90 23 9939 + 20,81
0404 90 29 9110 + 120,86
0404 90 29 9115 + 121,69
0404 90 29 9120 + 123,20
0404 90 29 9130 + 131,67
0404 90 29 9135 + 134,61
0404 90 29 9150 + 145,88

0404 90 29 9160 + 152,49
0404 90 29 9180 + 159,96
0404 90 81 9100 + 0,9000
0404 90 81 9910 + —
0404 90 81 9950 + 0,2689
0404 90 83 9110 + 0,9000
0404 90 83 9130 + 1,0589
0404 90 83 9150 + 1,1156
0404 90 83 9170 + 1,2002
0404 90 83 9911 + —
0404 90 83 9913 + —
0404 90 83 9915 + —
0404 90 83 9917 + —
0404 90 83 9919 + —
0404 90 83 9931 + 0,2689
0404 90 83 9933 + 0,3228
0404 90 83 9935 + 0,4291
0404 90 83 9937 + 0,4467
0404 90 89 9130 + 1,2086
0404 90 89 9150 + 1,3167
0404 90 89 9930 + 0,4601
0404 90 89 9950 + 0,6600
0404 90 89 9990 + 0,7522
0405 10 11 9500 + 165,85
0405 10 11 9700 + 170,00
0405 10 19 9500 + 165,85
0405 10 19 9700 + 170,00
0405 10 30 9100 + 165,85
0405 10 30 9300 + 170,00
0405 10 30 9500 + 165,85
0405 10 30 9700 + 170,00
0405 10 50 9100 + 165,85
0405 10 50 9300 + 170,00
0405 10 50 9500 + 165,85
0405 10 50 9700 + 170,00
0405 10 90 9000 + 176,22
0405 20 90 9500 + 155,49
0405 20 90 9700 + 161,71
0405 90 10 9000 + 216,00
0405 90 90 9000 + 170,00
0406 10 20 9100 + —
0406 10 20 9230 037 —

039 —
097 37,68
098 37,68
400 22,83
* * * 37,68

0406 10 20 9290 037 —
039 —
097 35,05
098 35,05
400 15,29
* * * 35,05

0406 10 20 9300 037 —
039 —
097 15,39
098 15,39
400 7,834
* * * 15,39
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Erzeugniscode Bestimmung (*) Betrag der
ErstattungenErzeugniscode Bestimmung (*) Betrag der

Erstattungen

0406 10 20 9610 037 —
039 —
097 51,11
098 51,11
400 30,98
* * * 51,11

0406 10 20 9620 037 —
039 —
097 51,83
098 51,83
400 31,42
* * * 51,83

0406 10 20 9630 037 —
039 —
097 57,86
098 57,86
400 35,06
* * * 57,86

0406 10 20 9640 037 —
039 —
097 85,03
098 85,03
400 48,35
* * * 85,03

0406 10 20 9650 037 —
039 —
097 70,86
098 70,86
400 25,44
* * * 70,86

0406 10 20 9660 + —
0406 10 20 9830 037 —

039 —
097 26,28
098 26,28
400 13,38
* * * 26,28

0406 10 20 9850 037 —
039 —
097 31,87
098 31,87
400 16,22
* * * 31,87

0406 10 20 9870 + —
0406 10 20 9900 + —
0406 20 90 9100 + —
0406 20 90 9913 037 —

039 —
097 58,77
098 58,77
400 31,59
* * * 58,77

0406 20 90 9915 037 —
039 —
097 77,56
098 77,56
400 42,12
* * * 77,56

0406 20 90 9917 037 —
039 —
097 82,41
098 82,41
400 44,75
* * * 82,41

0406 20 90 9919 037 —
039 —
097 92,10
098 92,10
400 50,02
* * * 92,10

0406 20 90 9990 + —
0406 30 31 9710 037 —

039 —
097 17,88
098 9,536
400 8,346
* * * 17,88

0406 30 31 9730 037 —
039 —
097 26,24
098 13,99
400 12,25
* * * 26,24

0406 30 31 9910 037 —
039 —
097 17,88
098 9,536
400 8,346
* * * 17,88

0406 30 31 9930 037 —
039 —
097 26,24
098 13,99
400 12,25
* * * 26,24

0406 30 31 9950 037 —
039 —
097 38,17
098 20,36
400 17,81
* * * 38,17

0406 30 39 9500 037 —
039 —
097 26,24
098 13,99
400 12,25
* * * 26,24

0406 30 39 9700 037 —
039 —
097 38,17
098 20,36
400 17,81
* * * 38,17

0406 30 39 9930 037 —
039 —
097 38,17
098 20,36
400 17,81
* * * 38,17

0406 30 39 9950 037 —
039 —
097 43,16
098 23,02
400 21,14
* * * 43,16

0406 30 90 9000 037 —
039 —
097 45,28
098 24,15
400 21,14
* * * 45,28

0406 40 50 9000 037 —
039 —
097 90,00
098 90,00
400 32,98
* * * 90,00
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Erzeugniscode Bestimmung (*) Betrag der
ErstattungenErzeugniscode Bestimmung (*) Betrag der

Erstattungen

0406 40 90 9000 037 —
039 —
097 92,42
098 92,42
400 32,98
* * * 92,42

0406 90 13 9000 037 —
039 —
097 116,37
098 101,62
400 60,16
* * * 116,37

0406 90 15 9100 037 —
039 —
097 120,25
098 105,01
400 62,17
* * * 120,25

0406 90 17 9100 037 —
039 —
097 120,25
098 105,01
400 62,17
* * * 120,25

0406 90 21 9900 037 —
039 —
097 117,54
098 102,90
400 44,53
* * * 117,54

0406 90 23 9900 037 —
039 —
097 103,92
098 90,36
400 18,57
* * * 103,92

0406 90 25 9900 037 —
039 —
097 102,80
098 89,77
400 21,16
* * * 102,80

0406 90 27 9900 037 —
039 —
097 93,10
098 81,30
400 18,57
* * * 93,10

0406 90 31 9119 037 —
039 —
097 85,71
098 74,72
400 25,56
* * * 85,71

0406 90 33 9119 037 —
039 —
097 85,71
098 74,72
400 25,56
* * * 85,71

0406 90 33 9919 037 —
039 —
097 78,60
098 68,29
400 20,33
* * * 78,60

0406 90 33 9951 037 —
039 —
097 78,66
098 68,98
400 20,01
* * * 78,66

0406 90 35 9190 037 33,29
039 33,29
097 121,56
098 105,71
400 61,40
* * * 121,56

0406 90 35 9990 037 —
039 —
097 121,56
098 105,71
400 40,19
* * * 121,56

0406 90 37 9000 037 —
039 —
097 116,37
098 101,62
400 60,16
* * * 116,37

0406 90 61 9000 037 47,01
039 47,01
097 129,64
098 112,00
400 57,27
* * * 129,64

0406 90 63 9100 037 42,83
039 42,83
097 128,55
098 111,41
400 63,89
* * * 128,55

0406 90 63 9900 037 34,22
039 34,22
097 124,18
098 107,11
400 48,93
* * * 124,18

0406 90 69 9100 + —
0406 90 69 9910 037 —

039 —
097 124,18
098 107,11
400 48,93
* * * 124,18

0406 90 73 9900 037 —
039 —
097 106,91
098 93,28
400 52,63
* * * 106,91

0406 90 75 9900 037 —
039 —
097 108,07
098 93,90
400 22,27
* * * 108,07

0406 90 76 9300 037 —
039 —
097 96,98
098 84,68
400 20,12
* * * 96,98



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften17. 9. 1999 L 245/13

Erzeugniscode Bestimmung (*) Betrag der
Erstattungen Erzeugniscode Bestimmung (*) Betrag der

Erstattungen

0406 90 76 9400 037 —
039 —
097 108,62
098 94,85
400 23,22
* * * 108,62

0406 90 76 9500 037 —
039 —
097 102,45
098 90,24
400 23,22
* * * 102,45

0406 90 78 9100 037 —
039 —
097 102,26
098 87,50
400 18,14
* * * 102,26

0406 90 78 9300 037 —
039 —
097 105,98
098 92,78
400 20,12
* * * 105,98

0406 90 78 9500 037 —
039 —
097 104,35
098 91,91
400 23,22
* * * 104,35

0406 90 79 9900 037 —
039 —
097 86,27
098 75,02
400 19,23
* * * 86,27

0406 90 81 9900 037 —
039 —
097 108,62
098 94,85
400 47,61
* * * 108,62

0406 90 85 9910 037 33,32
039 33,32
097 117,90
098 102,43
400 59,27
* * * 117,90

0406 90 85 9991 037 —
039 —
097 117,90
098 102,43
400 40,19
* * * 117,90

0406 90 85 9995 037 —
039 —
097 108,07
098 93,90
400 21,16
* * * 108,07

0406 90 85 9999 + —
0406 90 86 9100 + —
0406 90 86 9200 037 —

039 —
097 102,23
098 86,17
400 27,65
* * * 102,23

0406 90 86 9300 037 —
039 —
097 103,32
098 87,41
400 30,30
* * * 103,32

0406 90 86 9400 037 —
039 —
097 108,62
098 92,87
400 34,28
* * * 108,62

0406 90 86 9900 037 —
039 —
097 117,90
098 102,43
400 40,24
* * * 117,90

0406 90 87 9100 + —
0406 90 87 9200 037 —

039 —
097 85,19
098 71,81
400 24,78
* * * 85,19

0406 90 87 9300 037 —
039 —
097 94,89
098 80,27
400 28,02
* * * 94,89

0406 90 87 9400 037 —
039 —
097 96,33
098 82,36
400 30,66
* * * 96,33

0406 90 87 9951 037 —
039 —
097 106,68
098 93,15
400 42,19
* * * 106,68

0406 90 87 9971 037 —
039 —
097 106,68
098 93,15
400 34,41
* * * 106,68

0406 90 87 9972 097 45,63
098 39,68
400 13,67
* * * 45,63
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Erzeugniscode Bestimmung (*) Betrag der
ErstattungenErzeugniscode Bestimmung (*) Betrag der

Erstattungen

0406 90 87 9973 037 —
039 —
097 104,74
098 91,46
400 24,08
* * * 104,74

0406 90 87 9974 037 —
039 —
097 113,19
098 99,26
400 24,08
* * * 113,19

0406 90 87 9975 037 —
039 —
097 114,45
098 101,25
400 31,87
* * * 114,45

0406 90 87 9979 037 —
039 —
097 103,92
098 90,36
400 24,08
* * * 103,92

0406 90 88 9100 + —
0406 90 88 9300 037 —

039 —
097 83,50
098 70,90
400 30,30
* * * 83,50

2309 10 15 9010 + —
2309 10 15 9100 + —
2309 10 15 9200 + —
2309 10 15 9300 + —
2309 10 15 9400 + —
2309 10 15 9500 + —
2309 10 15 9700 + —
2309 10 19 9010 + —

2309 10 19 9100 + —
2309 10 19 9200 + —
2309 10 19 9300 + —
2309 10 19 9400 + —
2309 10 19 9500 + —
2309 10 19 9600 + —
2309 10 19 9700 + —
2309 10 19 9800 + —
2309 10 70 9010 + —
2309 10 70 9100 + 13,85
2309 10 70 9200 + 18,47
2309 10 70 9300 + 23,09
2309 10 70 9500 + 27,70
2309 10 70 9600 + 32,32
2309 10 70 9700 + 36,94
2309 10 70 9800 + 40,63
2309 90 35 9010 + —
2309 90 35 9100 + —
2309 90 35 9200 + —
2309 90 35 9300 + —
2309 90 35 9400 + —
2309 90 35 9500 + —
2309 90 35 9700 + —
2309 90 39 9010 + —
2309 90 39 9100 + —
2309 90 39 9200 + —
2309 90 39 9300 + —
2309 90 39 9400 + —
2309 90 39 9500 + —
2309 90 39 9600 + —
2309 90 39 9700 + —
2309 90 39 9800 + —
2309 90 70 9010 + —
2309 90 70 9100 + 13,85
2309 90 70 9200 + 18,47
2309 90 70 9300 + 23,09
2309 90 70 9500 + 27,70
2309 90 70 9600 + 32,32
2309 90 70 9700 + 36,94
2309 90 70 9800 + 40,63

(*) Die Bestimmungscodenummern sind die, welche im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 2645/98 der Kommission (ABl. L 335 vom 10.12.1998, S. 22) angegeben wurden.
Der Code „097“ umfaßt jedoch alle Bestimmungscodes von 072 bis 083.
Der Code „098“ umfaßt alle Bestimmungscodes von 053 bis 070 (eingeschlossen) und von 091 bis 096 (eingeschlossen).
Der Code „970“ umfaßt die Ausfuhren gemäß Artikel 36 Absatz 1 Buchstaben a) und c) und Artikel 44 Absatz 1 Buchstaben a) und b) der Verordnung (EWG) Nr.
800/1999 der Kommission (ABl. L 102 vom 17.4.1999, S. 11).
Für die anderen als die jeweils einem „Erzeugniscode“ entsprechenden Bestimmungen ist der mit „***“ gekennzeichnete Betrag der Erstattung anzuwenden.
Ist keine Bestimmung („+“) angegeben, so sind die Beträge der Erstattung bei der Ausfuhr nach allen anderen als den in Artikel 1 Absätze 2 und 3 genannten
Bestimmungen anwendbar.

NB: Die die Erzeugnisse betreffenden Codes sowie die Verweisungen und Fußnoten sind durch die geänderte Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der
Kommission (ABl. L 366 vom 24.12.1987, S. 1) bestimmt.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1981/1999 DER KOMMISSION
vom 16. September 1999

zur Festsetzung der im Sektor Reis geltenden Einfuhrzölle

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
2072/98 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1503/96 der Kommission
vom 29. Juli 1996 mit Durchführungsbestimmungen zu der
Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates betreffend die Erhe-
bung von Einfuhrzöllen im Reissektor (3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2831/98 (4), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 11 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95
werden bei der Einfuhr der in Artikel 1 derselben
Verordnung genannten Erzeugnisse die Zölle des
Gemeinsamen Zolltarifs erhoben. Bei den Erzeugnissen
von Absatz 2 desselben Artikels entsprechen die Zölle
jedoch dem bei ihrer Einfuhr geltenden Interventions-
preis, erhöht bei der Einfuhr von geschältem oder voll-
ständig geschliffenem Reis um einen bestimmten
Prozentsatz und vermindert um den Einfuhrpreis. Dieser
Zoll darf jedoch den Satz des Gemeinsamen Zolltarifs
nicht überschreiten.

(2) Gemäß Artikel 12 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.
3072/95 wird der cif-Einfuhrpreis unter Zugrundelegung
der repräsentativen Preise des betreffenden Erzeugnisses

auf dem Weltmarkt oder auf dem gemeinschaftlichen
Einfuhrmarkt berechnet.

(3) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1503/96 wurden die
Durchführungsbestimmungen erlassen, die sich auf die
Verordnung (EG) Nr. 3072/95 beziehen und die im
Sektor Reis geltenden Zölle betreffen.

(4) Die Einfuhrzölle gelten, bis eine Neufestsetzung in Kraft
tritt, außer wenn in den zwei Wochen vor der folgenden
Festsetzung keine Notierung in der Referenzquelle
gemäß Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1503/96
vorliegt.

(5) Damit sich die Einfuhrzölle reibungslos anwenden
lassen, sollten zu ihrer Berechnung die in einem Bezugs-
zeitraum festgestellten Marktkurse zugrunde gelegt
werden.

(6) Die Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 1503/96 hat
die Festsetzung der Zölle gemäß den Anhängen der
vorliegenden Verordnung zur Folge —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Sektor Reis gemäß Artikel 11 Absätze 1 und 2 der
Verordnung (EG) Nr. 3072/95 anwendbaren Einfuhrzölle
werden in Anhang I unter Zugrundelegung der im Anhang II
angegebenen Bestandteile festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 17. September 1999 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 16. September 1999

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 329 vom 30.12.1995, S. 18.
(2) ABl. L 265 vom 30.9.1998, S. 4.
(3) ABl. L 189 vom 30.7.1996, S. 71.
(4) ABl. L 351 vom 29.12.1998, S. 25.
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ANHANG I

Festsetzung der Einfuhrzölle für Reis und Bruchreis

(in EUR/t)

Zoll (5)

KN-Code Drittländer
(außer AKP-Staaten
und Bangladesch) (3)

AKP-Staaten
(1) (2) (3)

Bangladesch
(4)

Basmati
Indien

und Pakistan (6)
Ägypten (8)

1006 10 21 (7) 76,44 111,06 173,10
1006 10 23 (7) 76,44 111,06 173,10
1006 10 25 (7) 76,44 111,06 173,10
1006 10 27 (7) 76,44 111,06 173,10
1006 10 92 (7) 76,44 111,06 173,10
1006 10 94 (7) 76,44 111,06 173,10
1006 10 96 (7) 76,44 111,06 173,10
1006 10 98 (7) 76,44 111,06 173,10
1006 20 11 160,40 51,80 75,86 120,30
1006 20 13 160,40 51,80 75,86 120,30
1006 20 15 160,40 51,80 75,86 120,30
1006 20 17 207,16 68,16 101,39 0,00 155,37
1006 20 92 160,40 51,80 75,86 120,30
1006 20 94 160,40 51,80 75,86 120,30
1006 20 96 160,40 51,80 75,86 120,30
1006 20 98 207,16 68,16 101,39 0,00 155,37
1006 30 21 (7) 146,86 212,59 341,25
1006 30 23 (7) 146,86 212,59 341,25
1006 30 25 (7) 146,86 212,59 341,25
1006 30 27 (7) 146,86 212,59 341,25
1006 30 42 (7) 146,86 212,59 341,25
1006 30 44 (7) 146,86 212,59 341,25
1006 30 46 (7) 146,86 212,59 341,25
1006 30 48 (7) 146,86 212,59 341,25
1006 30 61 (7) 146,86 212,59 341,25
1006 30 63 (7) 146,86 212,59 341,25
1006 30 65 (7) 146,86 212,59 341,25
1006 30 67 (7) 146,86 212,59 341,25
1006 30 92 (7) 146,86 212,59 341,25
1006 30 94 (7) 146,86 212,59 341,25
1006 30 96 (7) 146,86 212,59 341,25
1006 30 98 (7) 146,86 212,59 341,25
1006 40 00 (7) 45,38 (7) 105,00

(1) Bei der Einfuhr von Reis mit Ursprung in den AKP-Staaten gilt der im Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 1706/98 des Rates (ABl. L 215 vom 1.8.1998,
S. 12) und der geänderten Verordnung (EG) Nr. 2603/97 der Kommission (ABl. L 351 vom 23.12.1997, S. 22) festgelegte Zoll.

(2) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1706/98 wird bei der unmittelbaren Einfuhr von Erzeugnissen mit Ursprung in den Staaten in Afrika, im karibischen Raum und im
Pazifischen Ozean in das überseeische Departement Réunion kein Zoll erhoben.

(3) Der bei der Einfuhr von Reis in das überseeische Departement Réunion zu erhebende Zoll ist in Artikel 11 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95 festgesetzt.
(4) Bei der Einfuhr von Reis, ausgenommen Bruchreis (KN-Code 1006 40 00), mit Ursprung in Bangladesch gilt der im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 3491/90 des Rates

(ABl. L 337 vom 4.12.1990, S. 1) und der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 862/91 der Kommission (ABl. L 88 vom 9.4.1991, S. 7) festgelegte Zoll.
(5) Gemäß Artikel 101 Absatz 1 des geänderten Beschlusses 91/482/EWG des Rates (ABl. L 263 vom 19.9.1991, S. 1) werden Erzeugnisse mit Ursprung in überseeischen

Ländern und Gebieten zollfrei eingeführt.
(6) Für geschälten Reis der Sorte Basmati, der seinen Ursprung in Indien und Pakistan hat, wird eine Ermäßigung um 250 EUR/t berücksichtigt (Artikel 4a der geänderten

Verordnung (EG) Nr. 1503/96).
(7) Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs.
(8) Bei der Einfuhr von Reis mit Ursprung in und Herkunft aus Ägypten gilt der im Rahmen der Verordnungen (EG) Nr. 2184/96 des Rates (ABl. L 292 vom 15.11.1996, S. 1)

und (EG) Nr. 196/97 der Kommission (ABl. L 31 vom 1.2.1997, S. 53) festgelegte Zoll.
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ANHANG II

Berechnung des im Sektor Reis zu erhebenden Einfuhrzolls

Indica Japonica
Paddy

Geschält Geschliffen Geschält Geschliffen
Reisbruch

1. Einfuhrzoll (EUR/t) (1) 207,16 455,00 160,40 455,00 (1)

2. Berechnungsbestandteile

a) cif-Preis Arag (EUR/t) — 329,87 283,43 400,50 305,54 —

b) fob-Preis (EUR/t) — — — 371,55 276,59 —

c) Frachtkosten (EUR/t) — — — 28,95 28,95 —

d) Quelle — USDA USDA Operator Operator —

(1) Zollsatz des Gemeinsamen Zolltarifs.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1982/1999 DER KOMMISSION
vom 16. September 1999

zur Festsetzung der geltenden Erstattungssätze bei der Ausfuhr bestimmter Getreide- und Reis-
erzeugnisse in Form von nicht unter Anhang I des Vertrags fallenden Waren

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1253/1999 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (3), geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2072/
98 (4), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 13 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr.
1766/92 und Artikel 13 Absatz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 3072/95 kann der Unterschied zwischen den Notie-
rungen oder Preisen auf dem Weltmarkt für die in
Artikel 1 dieser beiden Verordnungen genannten Erzeug-
nisse und den Preisen in der Gemeinschaft durch eine
Erstattung bei der Ausfuhr ausgeglichen werden.

(2) In der Verordnung (EG) Nr. 1222/94 der Kommission
vom 30. Mai 1994 zur Festlegung der gemeinsamen
Verfahren bei der Regelung zur Gewährung von
Ausfuhrerstattungen und der Kriterien zur Festsetzung
des Erstattungsbetrags für bestimmte landwirtschaftliche
Erzeugnisse, die in Form von nicht unter Anhang I des
Vertrags fallenden Waren ausgeführt werden (5), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1702/1999 (6),
sind diejenigen Erzeugnisse bezeichnet, für die bei ihrer
Ausfuhr in Form von im Anhang B der Verordnung
(EWG) Nr. 1766/92 oder im Anhang B der Verordnung
(EG) Nr. 3072/95 aufgeführten Waren ein Erstattungs-
satz festgesetzt werden muß.

(3) Gemäß Artikel 4 Absatz 1 erster Unterabsatz der
Verordnung (EG) Nr. 1222/94 muß der Erstattungssatz
für jeden Monat für je 100 kg dieser Grunderzeugnisse
festgesetzt werden.

(4) Die Verpflichtungen hinsichtlich der Erstattungen für die
Ausfuhr von landwirtschaftlichen Erzeugnissen, die in
Waren außerhalb des Geltungsbereichs von Anhang I
des Vertrags enthalten sind, könnten in Frage gestellt
werden, wenn hohe Erstattungssätze im voraus festgelegt

werden. Infolgedessen sind Vorkehrungen gegen solche
Situationen zu ergreifen, ohne daß dadurch der
Abschluß langfristiger Verträge verhindert wird. Die
Festlegung eines Erstattungssatzes im Hinblick auf die
vorzeitige Festsetzung von Erstattungen trägt zur
Verwirklichung dieser Ziele bei.

(5) Im Anschluß an die zwischen der Europäischen Gemein-
schaft und den Vereinigten Staaten von Amerika getrof-
fene Übereinkunft über die Ausfuhren von Teigwaren
aus der Gemeinschaft in die USA, die mit dem Beschluß
87/482/EWG des Rates (7) genehmigt wurde, muß die
Erstattung für Waren der KN-Codes 1902 11 00 und
1902 19 00 je nach Bestimmungsgebiet unterschiedlich
festgelegt werden.

(6) Artikel 4 Absatz 5 Buchstabe b) der Verordnung (EG)
Nr. 1222/94 sieht vor, daß, falls der Nachweis gemäß
Artikel 4 Absatz 5 Buchstabe a) der genannten Verord-
nung nicht erbracht wird, für die Ausfuhr ein vermin-
derter Erstattungssatz gilt. Dieser berücksichtigt den
Betrag der Produktionserstattung, der zum vermuteten
Zeitpunkt der Herstellung der Waren gemäß der Verord-
nung (EG) Nr. 1722/93 der Kommission (8), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 87/1999 (9), auf
das verarbeitete Grunderzeugnis anzuwenden war.

(7) Der Verwaltungsausschuß für Getreide hat nicht inner-
halb der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist
Stellung genommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die geltenden Erstattungssätze für die Grunderzeugnisse im
Sinne des Anhangs A der Verordnung (EG) Nr. 1222/94 und
des Artikels 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 oder des
Artikels 1 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95, die in
Form von im Anhang B der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92
oder im Anhang B der geänderten Verordnung (EG) Nr. 3072/
95 genannten Waren ausgeführt werden, werden entsprechend
dem Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 17. September 1999 in Kraft.(1) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21.
(2) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 18.
(3) ABl. L 329 vom 30.12.1995, S. 18.
(4) ABl. L 265 vom 30.9.1998, S. 4. (7) ABl. L 275 vom 29.9.1987, S. 36.
(5) ABl. L 136 vom 31.5.1994, S. 5. (8) ABl. L 159 vom 1.7.1993, S. 112.
(6) ABl. L 201 vom 31.7.1999, S. 30. (9) ABl. L 9 vom 15.1.1999, S. 8.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 16. September 1999

Für die Kommission

Frits BOLKESTEIN

Mitglied der Kommission
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(EUR/100 kg)

Erstattungssätze pro 100 kg
des Grunderzeugnisses

KN-Code Bezeichnung der Erzeugnisse (1)
bei Festlegung der

Erstattungen
im voraus

in den
anderen Fällen

ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 16. September 1999 zur Festsetzung der Erstattungssätze bei der Ausfuhr
bestimmter Getreide- und Reiserzeugnisse in Form von nicht unter Anhang I des Vertrags fallenden Waren

1001 10 00 Hartweizen:
– bei der Ausfuhr von Waren der KN-Codes 1902 11 und 1902 19 nach den
Vereinigten Staaten von Amerika — 0,650

– in allen anderen Fällen — 1,000

1001 90 99 Weichweizen und Mengkorn:
– bei der Ausfuhr von Waren der KN-Codes 1902 11 und 1902 19 nach den
Vereinigten Staaten von Amerika — 1,983

– in allen anderen Fällen:
– – im Fall der Anwendung von Artikel 4 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr.

1222/94 (2) — 0,818
– – in allen anderen Fällen — 3,050

1002 00 00 Roggen — 4,617

1003 00 90 Gerste — 3,656

1004 00 00 Hafer — 3,950

1005 90 00 Mais, verwendet in Form von:
– Stärke:
– – im Fall der Anwendung von Artikel 4 Absatz 5 Buchstabe b) der Verordnung (EG)

Nr. 1222/94 (2) — 2,899
– – in allen anderen Fällen — 5,689
– Glucose, Glucosesirup, Maltodextrin, Maltodextrinsirup der KN-Codes 1702 30 51,
1702 30 59, 1702 30 91, 1702 30 99, 1702 40 90, 1702 90 50, 1702 90 75,
1702 90 79, 2106 90 55 (3):

– – im Fall der Anwendung von Artikel 4 Absatz 5 Buchstabe b) der Verordnung (EG)
Nr. 1222/94 (2) — 2,239

– – in allen anderen Fällen — 5,029
– anderer (einschließlich in unverarbeitetem Zustand verwendet) — 5,689

Kartoffelstärke des KN-Codes 1108 13 00, gleichgestellt mit einem aus der
Verarbeitung von Mais hergestellten Produkt:
– im Fall der Anwendung von Artikel 4 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1222/94 (2) — 2,899
– in allen anderen Fällen — 5,689

ex 1006 30 Vollständig geschliffener Reis:
– rundkörniger Reis — 9,400
– mittelkörniger Reis — 9,400
– langkörniger Reis — 9,400

1006 40 00 Bruchreis — 2,300

1007 00 90 Sorghum — 3,656

(1) Hinsichtlich der landwirtschaftlichen Erzeugnisse müssen die im Anhang E der geänderten Verordnung (EG) Nr. 1222/94 der Kommission angegebenen Koeffizienten
angewandt werden (ABl. L 136 vom 31.5.1994, S. 5).

(2) Die betroffenen Waren werden im Anhang I der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 1722/93 aufgeführt (ABl. L 159 vom 1.7.1993, S. 112).
(3) Für Sirupe der KN-Codes 1702 30 99, 1702 40 90 und 1702 60 90, hergestellt als Mischung von Glucose- und Fructosesirup, gibt nur der Glucosesirup Recht auf

Ausfuhrerstattung.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1983/1999 DER KOMMISSION
vom 16. September 1999

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Gerste im Rahmen der Ausschreibung
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1701/1999

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1253/1999 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommission
vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der
Gewährung von Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der
bei Störungen im Getreidesektor zu treffenden Maßnahmen (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2513/98 (4),
insbesondere auf Artikel 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung der Erstattung und/oder der Abgabe
bei der Ausfuhr von Gerste nach allen Drittländern
wurde durch die Verordnung (EG) Nr. 1701/1999 der
Kommission (5) eröffnet.

(2) Nach Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 kann
die Kommission auf der Grundlage der eingereichten
Angebote nach dem Verfahren des Artikels 23 der
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 beschließen, unter
Berücksichtigung der Kriterien nach Artikel 1 der

Verordnung (EG) Nr. 1501/95 eine Höchstausfuhrerstat-
tung festzusetzen. In einem solchen Fall wird der
Zuschlag jedem Bieter erteilt dessen Angebot der
Höchstausfuhrerstattung entspricht oder darunter liegt
bzw. sich auf eine Ausfuhrabgabe bezieht.

(3) Die Anwendung der vorgenannten Kriterien auf die
derzeitige Marktlage bei der betreffenden Getreideart
führt zur Festsetzung einer Höchstausfuhrerstattung in
Höhe des in Artikel 1 genannten Betrags.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Gerste wird für die
vom 10. bis zum 16. September 1999 im Rahmen der
Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1701/1999
eingereichten Angebote auf 30,25 EUR/t festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 17. September 1999 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 16. September 1999

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21.
(2) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 18.
(3) ABl. L 147 vom 30.6.1995, S. 7.
(4) ABl. L 313 vom 21.11.1998, S. 16.
(5) ABl. L 201 vom 31.7.1999, S. 27.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1984/1999 DER KOMMISSION
vom 16. September 1999

bezüglich der im Rahmen der Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1758/1999 einge-
reichten Angebote für die Ausfuhr von Roggen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1253/1999 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommission
vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der
Gewährung von Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der
bei Störungen im Getreidesektor zu treffenden Maßnahmen (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2513/98 (4),
insbesondere auf Artikel 7,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung der Erstattung und/oder der Abgabe
bei der Ausfuhr von Roggen nach allen Drittländern
wurde durch die Verordnung (EG) Nr. 1758/1999 der
Kommission (5) eröffnet.

(2) Nach Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 kann
die Kommission auf der Grundlage der eingereichten
Angebote nach dem Verfahren des Artikels 23 der

Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 beschließen, die auf die
Ausschreibung eingegangenen Angebote nicht zu
berücksichtigen.

(3) Unter Berücksichtigung insbesondere der Kriterien nach
Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 ist die Fest-
setzung einer Höchsterstattung oder einer Mindestab-
gabe nicht angezeigt.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Rahmen der Ausschreibung der Erstattung oder der
Abgabe bei der Ausfuhr von Roggen gemäß der Verordnung
(EG) Nr. 1758/1999 vom 10. bis zum 16. September 1999
eingereichten Angebote werden nicht berücksichtigt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 17. September 1999 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 16. September 1999

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21.
(2) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 18.
(3) ABl. L 147 vom 30.6.1995, S. 7.
(4) ABl. L 313 vom 21.11.1998, S. 16.
(5) ABl. L 210 vom 10.8.1999, S. 3.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1985/1999 DER KOMMISSION
vom 16. September 1999

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Weichweizen im Rahmen der
Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1707/1999

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1253/1999 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommission
vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der
Gewährung von Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der
bei Störungen im Getreidesektor zu treffenden Maßnahmen (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2513/98 (4),
insbesondere auf Artikel 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung der Erstattung und/oder der Abgabe
bei der Ausfuhr von Weichweizen nach allen Dritt-
ländern wurde durch die Verordnung (EG) Nr. 1707/
1999 der Kommission (5) eröffnet.

(2) Nach Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 kann
die Kommission auf der Grundlage der eingereichten
Angebote nach dem Verfahren des Artikels 23 der
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 beschließen, unter
Berücksichtigung der Kriterien nach Artikel 1 der

Verordnung (EG) Nr. 1501/95 eine Höchstausfuhrerstat-
tung festzusetzen. In einem solchen Fall wird der
Zuschlag jedem Bieter erteilt, dessen Angebot der
Höchstausfuhrerstattung entspricht oder darunter liegt
bzw. sich auf eine Ausfuhrabgabe bezieht.

(3) Die Anwendung der vorgenannten Kriterien auf die
derzeitige Marktlage bei der betreffenden Getreideart
führt zur Festsetzung einer Höchsterstattung in Höhe des
in Artikel 1 genannten Betrags.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Weichweizen wird
für die vom 10. bis zum 16. September 1999 im Rahmen der
Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1707/1999
eingereichten Angebote auf 25,95 EUR/t festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 17. September 1999 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 16. September 1999

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21.
(2) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 18.
(3) ABl. L 147 vom 30.6.1995, S. 7.
(4) ABl. L 313 vom 21.11.1998, S. 16.
(5) ABl. L 201 vom 31.7.1999, S. 27.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1986/1999 DER KOMMISSION
vom 16. September 1999

zur Festsetzung der Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Hafer im Rahmen der Ausschreibung
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1897/1999

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1253/1999 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommission
vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der
Gewährung von Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der
bei Störungen im Getreidesektor zu treffenden Maßnahmen (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2513/98 (4),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1897/1999 der Kommis-
sion vom 2. September 1999 über eine besondere Interven-
tionsmaßnahme für Getreide in Finnland und Schweden (5),
insbesondere auf Artikel 8,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eine Ausschreibung der Erstattung für die Ausfuhr aus
Finnland und Schweden von in diesen beiden Ländern
erzeugtem Hafer nach allen Drittländern wurde durch
die Verordnung (EG) Nr. 1897/1999 eröffnet.

(2) Nach Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1897/1999
kann die Kommission auf der Grundlage der einge-
reichten Angebote nach dem Verfahren des Artikels 23

der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 beschließen, unter
Berücksichtigung der Kriterien nach Artikel 1 der
Verordnung (EG) Nr. 1501/95 eine Höchstausfuhrerstat-
tung festzusetzen. In einem solchen Fall wird der
Zuschlag jedem Bieter erteilt, dessen Angebot der
Höchstausfuhrerstattung entspricht oder darunter liegt.

(3) Die Anwendung der vorgenannten Kriterien auf die
derzeitige Marktlage bei der betreffenden Getreideart
führt zur Festsetzung einer Höchstausfuhrerstattung in
Höhe des in Artikel 1 genannten Betrages.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchsterstattung bei der Ausfuhr von Hafer wird für die
vom 10. bis zum 16. September 1999 im Rahmen der
Ausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1897/1999
eingereichten Angebote auf 59,98 EUR/t festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 17. September 1999 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 16. September 1999

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21.
(2) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 18.
(3) ABl. L 147 vom 30.6.1995, S. 7.
(4) ABl. L 313 vom 21.11.1998, S. 16.
(5) ABl. L 233 vom 3.9.1999, S. 10.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1987/1999 DER KOMMISSION
vom 16. September 1999

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Getreide, Mehle, Grobgrieß und Feingrieß von
Weizen oder Roggen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1253/1999 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92
bestimmt, daß der Unterschied zwischen den Notie-
rungen oder den Preisen auf dem Weltmarkt für die in
Artikel 1 derselben Verordnung genannten Erzeugnisse
und den Preisen für diese Erzeugnisse in der Gemein-
schaft durch eine Erstattung bei der Ausfuhr ausgegli-
chen werden kann.

(2) Bei der Festsetzung der Erstattungen sind die Faktoren
zu berücksichtigen, die in Artikel 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1501/95 der Kommission vom 29. Juni 1995 mit
Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EWG)
Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der Gewährung von
Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der bei
Störungen im Getreidesektor zu treffenden
Maßnahmen (3), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 2513/98 (4), aufgeführt sind.

(3) Für Mehle, Grobgrieß und Feingrieß aus Weizen und
Roggen muß die auf diese Erzeugnisse anwendbare
Erstattung unter Berücksichtigung der zur Herstellung
der betreffenden Erzeugnisse notwendigen Getreide-

menge berechnet werden. Diese Mengen sind in der
Verordnung (EG) Nr. 1501/95 festgesetzt worden.

(4) Die Lage auf dem Weltmarkt oder die besonderen Erfor-
dernisse bestimmter Märkte können die Unterteilung der
Erstattung für gewisse Erzeugnisse gemäß ihrer Bestim-
mung notwendig machen.

(5) Die Erstattung muß mindestens einmal monatlich festge-
setzt werden; sie kann innerhalb dieses Zeitraums abge-
ändert werden.

(6) Die Anwendung dieser Modalitäten auf die gegenwärtige
Lage der Getreidemärkte und insbesondere auf die Notie-
rungen oder Preise dieser Erzeugnisse in der Gemein-
schaft und auf dem Weltmarkt führt zur Festsetzung der
Erstattung in Höhe der im Anhang genannten Beträge.

(7) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Erstattungen bei der Ausfuhr der in Artikel 1 Buchstaben
a), b) und c) der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 genannten
Erzeugnisse, Malz ausgenommen, in unverändertem Zustand
sind im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 17. September 1999 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 16. September 1999

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21.
(2) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 18.
(3) ABl. L 147 vom 30.6.1995, S. 7.
(4) ABl. L 313 vom 21.11.1998, S. 16.
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(EUR/t)

Erzeugniscode Bestimmung (1) Erstattungsbetrag

(EUR/t)

Erzeugniscode Bestimmung (1) Erstattungsbetrag

ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 16. September 1999 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für
Getreide, Mehle, Grobgrieß und Feingrieß von Weizen oder Roggen

1001 10 00 9200 — —
1001 10 00 9400 01 0
1001 90 91 9000 — —
1001 90 99 9000 03 16,00

02 0
1002 00 00 9000 03 56,00

02 0
1003 00 10 9000 — —
1003 00 90 9000 03 20,25

02 0
1004 00 00 9200 — —
1004 00 00 9400 — —
1005 10 90 9000 — —
1005 90 00 9000 01 —
1007 00 90 9000 — —
1008 20 00 9000 — —

1101 00 11 9000 — —
1101 00 15 9100 01 35,50
1101 00 15 9130 01 33,25
1101 00 15 9150 01 30,50
1101 00 15 9170 01 28,25
1101 00 15 9180 01 26,50
1101 00 15 9190 — —
1101 00 90 9000 — —
1102 10 00 9500 01 90,00
1102 10 00 9700 — —
1102 10 00 9900 — —
1103 11 10 9200 01 15,00 (2)
1103 11 10 9400 01 13,40 (2)
1103 11 10 9900 — —
1103 11 90 9200 01 15,00 (2)
1103 11 90 9800 — —

(1) Folgende Bestimmungen sind vorgesehen:
01 alle Drittländer,
02 andere Drittländer,
03 Schweiz und Liechtenstein.

(2) Enthält das Erzeugnis gepreßten agglomerierten Grieß, wird keine Erstattung gewährt.

NB: Die Zonen sind diejenigen, die in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 2145/92 der Kommission (ABl. L 214 vom 30.7.1992, S. 20)
bestimmt sind.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1988/1999 DER KOMMISSION
vom 16. September 1999

zur Festsetzung der bei der Erstattung für Getreide anzuwendenden Berichtigung

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1253/1999 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 8,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Aufgrund von Artikel 13 Absatz 8 der Verordnung
(EWG) Nr. 1766/92 wird bei der Ausfuhr von Getreide
aufgrund eines bei Beantragung der Ausfuhrlizenz zu
stellenden Antrags der Erstattungsbetrag, der am Tage
der Vorlage des Antrags auf Erteilung einer Ausfuhrli-
zenz gilt, auf ein Ausfuhrgeschäft angewandt, das
während der Gültigkeitsdauer dieser Ausfuhrlizenz
durchgeführt werden soll. In diesem Fall kann der Erstat-
tungsbetrag berichtigt werden.

(2) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1501/95 der Kommis-
sion vom 29. Juni 1995 mit Durchführungsbestim-
mungen zur Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates
hinsichtlich der Gewährung von Ausfuhrerstattungen
und zur Festlegung der bei Störungen im Getreidesektor
zu treffenden Maßnahmen (3), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 2513/98 (4), kann für die in Artikel
1 Absatz 1 Buchstabe c) der Verordnung (EWG) Nr.
1766/92 genannten Erzeugnisse ein Berichtigungsbetrag
festgesetzt werden. Dieser Berichtigungsbetrag muß
unter Berücksichtigung der in Artikel 1 der Verordnung

(EG) Nr. 1501/95 aufgeführten Faktoren berechnet
werden.

(3) Die Lage auf dem Weltmarkt oder die besonderen Erfor-
dernisse bestimmter Märkte können die Differenzierung
der Berichtigung gemäß ihrer Bestimmung erforderlich
machen.

(4) Die Berichtigung muß gleichzeitig mit der Erstattung
und nach dem gleichen Verfahren festgesetzt werden; sie
kann zwischenzeitlich abgeändert werden.

(5) Aus den vorgenannten Bestimmungen ergibt sich, daß
der Berichtigungsbetrag entsprechend dem Anhang
dieser Verordnung festgesetzt werden muß.

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der Betrag, um den die im voraus festgesetzten Erstattungen
bei der Ausfuhr der in Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben a), b) und
c) der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 genannten Erzeugnisse
mit Ausnahme von Malz zu berichtigen sind, ist im Anhang
festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 17. September 1999 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 16. September 1999

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21.
(2) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 18.
(3) ABl. L 147 vom 30.6.1995, S. 7.
(4) ABl. L 313 vom 21.11.1998, S. 16.
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 16. September 1999 zur Festsetzung der bei der Erstattung für Getreide
anzuwendenden Berichtigung

(EUR/t)

Erzeugniscode Bestimmung (1)
Laufender

Monat
9

1. Term.

10

2. Term.

11

3. Term.

12

4. Term.

1

5. Term.

2

6. Term.

3

1001 10 00 9200 — — — — — — — —
1001 10 00 9400 01 0 –1,00 –2,00 –3,00 –4,00 — —
1001 90 91 9000 — — — — — — — —
1001 90 99 9000 01 0 0 –1,00 –2,50 –6,00 — —
1002 00 00 9000 01 0 0 0 0 0 — —
1003 00 10 9000 — — — — — — — —
1003 00 90 9000 03 0 –25,00 –25,00 –25,00 –25,00 — —

02 0 0 0 0 0 — —
1004 00 00 9200 — — — — — — — —
1004 00 00 9400 01 0 0 0 0 0 — —
1005 10 90 9000 — — — — — — — —
1005 90 00 9000 01 — — — — — — —
1007 00 90 9000 — — — — — — — —
1008 20 00 9000 — — — — — — — —
1101 00 11 9000 — — — — — — — —
1101 00 15 9100 01 0 0 –1,37 –3,43 –8,22 — —
1101 00 15 9130 01 0 0 –1,28 –3,20 –7,68 — —
1101 00 15 9150 01 0 0 –1,18 –2,95 –7,08 — —
1101 00 15 9170 01 0 0 –1,09 –2,73 –6,54 — —
1101 00 15 9180 01 0 0 –1,02 –2,55 –6,12 — —
1101 00 15 9190 — — — — — — — —
1101 00 90 9000 — — — — — — — —
1102 10 00 9500 01 0 0 0 0 0 — —
1102 10 00 9700 — — — — — — — —
1102 10 00 9900 — — — — — — — —
1103 11 10 9200 01 0 0 0 0 0 — —
1103 11 10 9400 01 0 0 0 0 0 — —
1103 11 10 9900 — — — — — — — —
1103 11 90 9200 01 0 0 0 0 0 — —
1103 11 90 9800 — — — — — — — —

(1) Folgende Bestimmungen sind vorgesehen:
01 alle Drittländer,
02 andere Drittländer,
03 USA, Kanada und Mexiko.

NB: Die Zonen sind diejenigen, die in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 2145/92 der Kommission (ABl. L 214 vom 30.7.1992, S. 20) bestimmt
sind.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1989/1999 DER KOMMISSION
vom 16. September 1999

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Malz

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1253/1999 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 2 dritter
Unterabsatz,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92
kann der Unterschied zwischen den Notierungen oder
Preisen auf dem Weltmarkt für die in Artikel 1 derselben
Verordnung genannten Erzeugnisse und den Preisen für
die Erzeugnisse in der Gemeinschaft durch eine Erstat-
tung bei der Ausfuhr ausgeglichen werden.

(2) Bei der Festsetzung der Erstattungen sind die Faktoren
zu berücksichtigen, die in Artikel 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1501/95 der Kommission vom 29. Juni 1995 mit
Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EWG)
Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der Gewährung von
Ausfuhrerstattungen und zur Festlegung der bei
Störungen im Getreidesektor zu treffenden
Maßnahmen (3), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 2513/98 (4).

(3) Bei Malz muß die auf diese Erzeugnisse anwendbare
Erstattung unter Berücksichtigung der zur Herstellung
der betreffenden Erzeugnisse notwendigen Getreide-

menge berechnet werden. Diese Mengen sind mit der
Verordnung (EG) Nr. 1501/95 festgesetzt worden.

(4) Die Lage auf dem Weltmarkt oder besondere Erforder-
nisse bestimmter Märkte können die Differenzierung der
Erstattung für bestimmte Erzeugnisse nach ihrer Bestim-
mung erforderlich machen.

(5) Die Erstattung muß einmal monatlich festgesetzt
werden; sie kann zwischenzeitlich geändert werden.

(6) Bei Anwendung aller dieser Vorschriften unter Berück-
sichtigung der derzeitigen Lage des Getreidemarktes,
insbesondere der Notierungen bzw. Preise für diese
Erzeugnisse in der Gemeinschaft und auf dem Welt-
markt, sind die Erstattungen gemäß dem Anhang dieser
Verordnung festzusetzen.

(7) Der Verwaltungsausschuß für Getreide hat nicht inner-
halb der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist
Stellung genommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Erstattungen bei der Ausfuhr von in Artikel 1 Absatz 1
Buchstabe c) der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 genanntem
Malz sind im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 17. September 1999 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 16. September 1999

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21.
(2) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 18.
(3) ABl. L 147 vom 30.6.1995, S. 7.
(4) ABl. L 313 vom 21.11.1998, S. 16.
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 16. September 1999 zur Festsetzung der für Malz anzuwendenden
Erstattungen bei der Ausfuhr

(EUR/t)

Erzeugniscode Erstattungsbetrag

1107 10 19 9000 33,00

1107 10 99 9000 31,50

1107 20 00 9000 37,00
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1990/1999 DER KOMMISSION
vom 16. September 1999

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Getreide- und Reisverarbeitungserzeugnisse

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1253/1999 (2), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3072/95 des Rates vom
22. Dezember 1995 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (3), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
2072/98 (4), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 und
Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95
bestimmen, daß der Unterschied zwischen den Notie-
rungen oder den Preisen auf dem Weltmarkt für die in
Artikel 1 dieser Verordnungen genannten Erzeugnisse
und den Preisen für die Erzeugnisse in der Gemeinschaft
durch eine Erstattung bei der Ausfuhr ausgeglichen
werden kann.

(2) Gemäß Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 3072/95
sind die Erstattungen unter Berücksichtigung der jewei-
ligen Lage und der voraussichtlichen Entwicklung einer-
seits des verfügbaren Getreides und des Reises und
Bruchreises und ihrer Preise in der Gemeinschaft und
andererseits der Preise für Getreide, Reis, Bruchreis und
Getreideerzeugnisse auf dem Weltmarkt festzusetzen.
Nach denselben Artikeln ist auf den Getreide- und Reis-
märkten für eine ausgeglichene Lage und für eine natür-
liche Preis- und Handelsentwicklung zu sorgen. Ferner
ist den wirtschaftlichen Aspekten der geplanten
Ausfuhren sowie der Notwendigkeit Rechnung zu
tragen, Marktstörungen in der Gemeinschaft zu
vermeiden.

(3) Die Verordnung (EG) Nr. 1518/95 der Kommission (5),
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2993/95 (6),
über die Regelung für die Einfuhr und die Ausfuhr von
Getreide- und Reisverarbeitungserzeugnissen bestimmt
in Artikel 4 die besonderen Kriterien, die bei der Berech-

nung der Erstattung für diese Erzeugnisse zu berücksich-
tigen sind.

(4) Infolgedessen sind die für die einzelnen Erzeugnisse zu
gewährenden Erstattungen zu staffeln, und zwar, je nach
Erzeugnis, aufgrund des Gehaltes an Rohfasern, Asche,
Spelzen, Proteinen, Fetten oder Stärke, wobei dieser
Gehalt jeweils besonders charakteristisch für die tatsäch-
lich in dem Verarbeitungserzeugnis enthaltene Menge
des Grunderzeugnisses ist.

(5) Bei Maniokwurzeln, anderen Wurzeln und Knollen von
tropischen Früchten sowie deren Mehlen machen wirt-
schaftliche Gesichtspunkte etwaiger Ausfuhren ange-
sichts der Art und der Herkunft dieser Erzeugnisse zur
Zeit eine Festsetzung von Ausfuhrerstattungen nicht
erforderlich. Für einige Verarbeitungserzeugnisse aus
Getreide ist es aufgrund der schwachen Beteiligung der
Gemeinschaft am Welthandel gegenwärtig nicht
notwendig, eine Ausfuhrerstattung festzusetzen.

(6) Die Lage auf dem Weltmarkt oder besondere Erforder-
nisse bestimmter Märkte können eine Differenzierung
bei Erstattungen für bestimmte Erzeugnisse je nach ihrer
Bestimmung notwendig machen.

(7) Die Erstattung muß einmal monatlich festgesetzt
werden; sie kann zwischenzeitlich geändert werden.

(8) Bestimmte Maiserzeugnisse können so wärmebehandelt
werden, daß für sie eine Erstattung gewährt werden
könnte, die ihrer Qualität nicht gerecht wird. Für Erzeug-
nisse, die eine erste Gelbildung oder Gelierung
aufweisen, sollte deshalb keine Ausfuhrerstattung
gewährt werden.

(9) Der Verwaltungsausschuß für Getreide hat nicht inner-
halb der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist
Stellung genommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Ausfuhrerstattungen für die in Artikel 1 Absatz 1 Buch-
stabe d) der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 und in Artikel 1
Absatz 1 Buchstabe c) der Verordnung (EG) Nr. 3072/95
genannten und der Verordnung (EG) Nr. 1518/95 unterlie-
genden Erzeugnisse werden wie im Anhang dieser Verordnung
angegeben festgesetzt.

(1) ABl. L 181 vom 1.7.1992, S. 21.
(2) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 18.
(3) ABl. L 329 vom 30.12.1995, S. 18.
(4) ABl. L 265 vom 30.9.1998, S. 4.
(5) ABl. L 147 vom 30.6.1995, S. 55.
(6) ABl. L 312 vom 23.12.1995, S. 25.



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 17. 9. 1999L 245/32

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 17. September 1999 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 16. September 1999

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(EUR/Tonne)

Erzeugniscode Erstattungsbetrag

(EUR/Tonne)

Erzeugniscode Erstattungsbetrag

ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 16. September 1999, zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für
Getreide- und Reisverarbeitungserzeugnisse

1102 20 10 9200 (1) 79,65
1102 20 10 9400 (1) 68,27
1102 20 90 9200 (1) 68,27
1102 90 10 9100 54,84
1102 90 10 9900 37,29
1102 90 30 9100 71,10
1103 12 00 9100 71,10
1103 13 10 9100 (1) 102,40
1103 13 10 9300 (1) 79,65
1103 13 10 9500 (1) 68,27
1103 13 90 9100 (1) 68,27
1103 19 10 9000 46,17
1103 19 30 9100 56,67
1103 21 00 9000 31,11
1103 29 20 9000 37,29
1104 11 90 9100 54,84
1104 12 90 9100 79,00
1104 12 90 9300 63,20
1104 19 10 9000 31,11
1104 19 50 9110 91,02
1104 19 50 9130 73,96
1104 21 10 9100 54,84
1104 21 30 9100 54,84
1104 21 50 9100 73,12
1104 21 50 9300 58,50
1104 22 20 9100 63,20
1104 22 30 9100 67,15

1104 23 10 9100 85,34
1104 23 10 9300 65,42
1104 29 11 9000 31,11
1104 29 51 9000 30,50
1104 29 55 9000 30,50
1104 30 10 9000 7,63
1104 30 90 9000 14,22
1107 10 11 9000 54,29
1107 10 91 9000 65,08
1108 11 00 9200 61,00
1108 11 00 9300 61,00
1108 12 00 9200 91,02
1108 12 00 9300 91,02
1108 13 00 9200 91,02
1108 13 00 9300 91,02
1108 19 10 9200 34,96
1108 19 10 9300 34,96
1109 00 00 9100 0,00
1702 30 51 9000 (2) 105,11
1702 30 59 9000 (2) 80,47
1702 30 91 9000 105,11
1702 30 99 9000 80,47
1702 40 90 9000 80,47
1702 90 50 9100 105,11
1702 90 50 9900 80,47
1702 90 75 9000 110,14
1702 90 79 9000 76,44
2106 90 55 9000 80,47

(1) Für Erzeugnisse, die einer Wärmebehandlung bis zur ersten Gelbildung unterzogen wurden, wird keine Erstattung gewährt.

(2) Es gelten die Erstattungen gemäß der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 2730/75 des Rates (ABl. L 281 vom 1.11.1975, S. 20).

NB: Die die Erzeugnisse betreffenden Codes sowie die Verweisungen und Fußnoten sind durch die geänderte Verordnung (EWG)
Nr. 3846/87 der Kommission (ABl. L 366 vom 24.12.1987, S. 1) bestimmt.
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

BESCHLUSS Nr. 3/1999 DES ASSOZIATIONSRATES
zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik

Polen andererseits
vom 4. Juni 1999

zur Änderung des Beschlusses Nr. 1/94 des Assoziationsrates über seine Geschäftsordnung durch
Einsetzung eines Paritätischen Beratenden Ausschusses

(1999/619/EG)

DER ASSOZIATIONSRAT —

gestützt auf das Europa-Abkommen zur Gründung einer Asso-
ziation zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren
Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Polen anderer-
seits (1), insbesondere auf Artikel 107,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Dialog und die Zusammenarbeit zwischen den wirt-
schaftlichen und sozialen Interessengruppen der Europä-
ischen Gemeinschaft und Polens können einen wichtigen
Beitrag zur Entwicklung ihrer Beziehungen leisten.

(2) Es erscheint angebracht, diese Zusammenarbeit auf der
Ebene der Mitglieder des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses der Europäischen Gemeinschaften einerseits
und des polnischen Verbindungsausschusses zur Koope-
ration mit dem Wirtschafts- und Sozialausschuß der
Europäischen Gemeinschaften andererseits zu organi-
sieren und zu diesem Zweck einen Paritätischen Bera-
tenden Ausschuß einzusetzen.

(3) Die mit dem Beschluß Nr. 1/94 erlassene Geschäftsord-
nung des Assoziationsrates ist daher entsprechend zu
ändern —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Die Geschäftsordnung des Assoziationsrates wird durch
folgende Artikel ergänzt:

„Artikel 15

Es wird ein Paritätischer Beratender Ausschuß eingesetzt,
der den Assoziationsrat dadurch unterstützen soll, daß er
den Dialog und die Zusammenarbeit zwischen den wirt-

schaftlichen und sozialen Interessengruppen der Europä-
ischen Gemeinschaft und Polens fördert. Dieser Dialog und
diese Zusammenarbeit erstrecken sich auf alle wirtschaftli-
chen und sozialen Aspekte der Beziehungen zwischen der
Europäischen Gemeinschaft und Polen, die sich bei der
Durchführung des Europa-Abkommens ergeben. Der
Ausschuß nimmt zu Fragen, welche sich im Rahmen dieser
Bereiche ergeben, Stellung.

Artikel 16

Der Paritätische Beratende Ausschuß (nachstehend
‚Ausschuß‘ genannt) setzt sich aus neun Vertretern des
Wirtschafts- und Sozialausschusses der Europäischen
Gemeinschaften einerseits und neun Vertretern des polni-
schen Verbindungsausschusses zur Kooperation mit dem
Wirtschafts- und Sozialausschuß der Europäischen Gemein-
schaften andererseits zusammen.

Der Ausschuß erledigt seine Aufgaben in Abstimmug mit
dem Assoziationsrat oder — hinsichtlich der Förderung des
Dialogs zwischen den wirtschaftlichen und sozialen Interes-
sengruppen — eigenständig.

Die Auswahl der Mitglieder erfolgt in einer Weise, daß der
Ausschuß soweit wie möglich die verschiedenen wirtschaft-
lichen und sozialen Interessengruppen sowohl in der
Europäischen Gemeinschaft als auch in Polen widerspiegelt.

Der Vorsitz des Ausschusses wird von einem Mitglied des
Wirtschafts- und Sozialausschusses der Europäischen
Gemeinschaften und einem Mitglied des polnischen Verbin-
dungsausschusses zur Kooperation mit dem Wirtschafts-
und Sozialausschuß der Europäischen Gemeinschaften
gemeinsam geführt.

Der Ausschuß gibt sich seine Geschäftsordnung.(1) ABl. L 348 vom 31.12.1993, S. 2.
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Artikel 17

Der Wirtschafts- und Sozialausschuß der Europäischen
Gemeinschaften einerseits und der polnische Verbindungs-
ausschuß zur Kooperation mit dem Wirtschafts- und Sozi-
alausschuß der Europäischen Gemeinschaften andererseits
tragen jeweils die Ausgaben für Personal, Reisekosten und
Tagegelder und übernehmen die Post- und Fernmeldege-
bühren, die aus ihrer Teilnahme an den Sitzungen des
Ausschusses und seiner Arbeitsgruppe entstehen.

Ausgaben für die Verdolmetschung in Sitzungen sowie für
die Übersetzung und Vervielfältigung von Dokumenten
werden vom Wirtschafts- und Sozialausschuß der Europä-
ischen Gemeinschaften getragen; ausgenommen sind
Ausgaben für die Verdolmetschung und Übersetzung ins
Polnische oder aus dem Polnischen, die von dem polni-
schen Verbindungsausschuß zur Kooperation mit dem

Wirtschafts- und Sozialausschuß der Europäischen Gemein-
schaften übernommen werden.

Die Ausgaben für die praktische Organisation der
Sitzungen werden von der Seite übernommen, die die
Sitzung organisiert.“

Artikel 2

Dieser Beschluß tritt am ersten Tag des zweiten Monats nach
seiner Annahme in Kraft.

Geschehen zu Brüssel am 4. Juni 1999.

Für den Assoziationsrat

Der Präsident

B. GEREMEK
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BESCHLUSS Nr. 3/1999 DES ASSOZIATIONSRATES EU-RUMÄNIEN
vom 30. Juni 1999

über die Bedingungen für die Teilnahme Rumäniens an den Gemeinschaftsprogrammen auf dem
Gebiet der Forschung, technologischen Entwicklung und Demonstration (1998-2002) und den

Programmen für Forschung und Ausbildung (1998-2002)

(1999/620/EG)

DER ASSOZIATIONSRAT —

gestützt auf das Europa-Abkommen zur Gründung einer Asso-
ziation zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren
Mitgliedstaaten einerseits und Rumänien andererseits, nachste-
hend „Europa-Abkommen“ genannt,

gestützt auf das Zusatzprotokoll zum Europa-Abkommen über
die Teilnahme Rumäniens an den Programmen der Gemein-
schaft, insbesondere auf die Artikel 1 und 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach Artikel 1 des genannten Zusatzprotokolls kann
sich Rumänien an Rahmenprogrammen, spezifischen
Programmen, Projekten und anderen Aktionen der
Gemeinschaft beteiligen, insbesondere in den Bereichen
der Forschung und technologischen Entwicklung.

(2) Der Europäische Rat hat in den Schlußfolgerungen
seiner Tagung am 12. und 13. Dezember 1997 in
Luxemburg gefordert, es den Bewerberstaaten zu ermög-
lichen, sich an einigen Gemeinschaftsprogrammen (wie
zum Beispiel im Bereich der Forschung) zu beteiligen
und sich dadurch mit den Politiken und Arbeitsme-
thoden der Union vertraut zu machen, wobei jeder
Bewerberstaat einen eigenen, schrittweise ansteigenden
finanziellen Beitrag zu leisten habe (gegebenenfalls kann
der Beitrag der Bewerberstaaten teilweise mit PHARE-
Mitteln finanziert werden).

(3) In den genannten Schlußfolgerungen wird außerdem
gefordert, daß die Bewerberstaaten die Möglichkeit
haben müßten, bei den sie betreffenden Punkten als
Beobachter in den Ausschüssen vertreten zu sein, die die
Kommission bei der Durchführung der Programme, an
denen sie sich finanziell beteiligen, unterstützen.

(4) Das Europäische Parlament und der Rat der Europä-
ischen Union haben mit dem Beschluß Nr. 182/
1999/EG (1) ein Rahmenprogramm der Europäischen
Gemeinschaft im Bereich der Forschung, technologi-
schen Entwicklung und Demonstration (1998-2002),

nachstehend „Fünftes Rahmenprogramm“ genannt,
verabschiedet.

(5) Der Rat der Europäischen Union hat mit dem Beschluß
1999/64/Euratom (2) ein Rahmenprogramm der Europä-
ischen Atomgemeinschaft für Maßnahmen im Bereich
der Forschung und Ausbildung (1998-2002), nachste-
hend „Fünftes Euratom-Rahmenprogramm“ genannt,
verabschiedet.

(6) Nach Artikel 2 des genannten Zusatzprotokolls
beschließt der Assoziationsrat, zu welchen Bedingungen
sich Rumänien an den in dessen Artikel 1 genannten
Maßnahmen beteiligen kann —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Rumänien nimmt an den spezifischen Programmen des Fünften
Rahmenprogramms und an den spezifischen Programmen des
Fünften Euratom-Rahmenprogramms zu den Bedingungen,
Grundsätzen und Bestimmungen teil, die in den Anhängen I, II
und III festgelegt sind; die Anhänge sind Bestandteil dieses
Beschlusses.

Artikel 2

Dieser Beschluß gilt für die Laufzeit des Fünften Rahmenpro-
gramms und des Fünften Euratom-Rahmenprogramms.

Artikel 3

Dieser Beschluß wird am ersten Tag des Monats nach seiner
Annahme wirksam.

Geschehen zu Brüssel am 30. Juni 1999.

Im Namen des Assoziationsrates

Der Vorsitzende

J. FISCHER

(1) ABl. L 26 vom 1.2.1999, S. 1. (2) ABl. L 26 vom 1.2.1999, S. 34.
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ANHANG I

BEDINGUNGEN FÜR DIE TEILNAHME RUMÄNIENS AN DEN SPEZIFISCHEN PROGRAMMEN DES FÜNFTEN
RAHMENPROGRAMMS UND DES FÜNFTEN EURATOM-RAHMENPROGRAMMS

1. Forschungseinrichtungen mit Sitz in Rumänien können sich an allen spezifischen Programmen des Fünften Rahmen-
programms und des Fünften Euratom-Rahmenprogramms beteiligten. Rumänische Wissenschaftler und Forschungsein-
richtungen können sich an den Arbeiten der Gemeinsamen Forschungsstelle beteiligen, soweit diese nicht bereits dem
vorstehenden Satz unterfallen.

„Forschungseinrichtungen“ im Sinne dieses Beschlusses sind unter anderem Hochschulen, Forschungsinstitute, Indu-
strieunternehmen, einschließlich kleiner und mittlerer Unternehmen, und natürliche Personen.

2. Nummer 1 beinhaltet folgendes:

— Beteiligung von Forschungseinrichtungen mit Sitz in Rumänien an der Umsetzung aller spezifischen Programme,
die gemäß dem Fünften Rahmenprogramm verabschiedet werden, unter Einhaltung der „Regeln für die Teilnahme
von Unternehmen, Forschungszentren und Hochschulen am Fünften Rahmenprogramm der Europäischen Gemein-
schaften (1998-2002)“;

— Beteiligung von Forschungseinrichtungen mit Sitz in Rumänien an der Umsetzung aller spezifischen Programme,
die gemäß dem Fünften Euratom-Rahmenprogramm verabschiedet werden, unter Einhaltung der „Regeln für die
Teilnahme von Unternehmen, Forschungszentren und Hochschulen am Fünften Rahmenprogramm der Europä-
ischen Atomgemeinschaft (1998-2002)“;

— finanzieller Beitrag Rumäniens zu den Budgets der zur Umsetzung des Fünften Rahmenprogramms und des
Fünften Euratom-Rahmenprogramms verabschiedeten Programme, wobei das Verhältnis des Bruttoinlandsprodukts
Rumäniens zur Summe aus den Bruttoinlandsprodukten der Mitgliedstaaten der Europäischen Union und dem
Bruttoinlandsprodukt Rumäniens zugrunde gelegt wird.

3. Forschungseinrichtungen mit Sitz in Rumänien, die sich an Forschungsprogrammen der Gemeinschaft beteiligen,
haben in bezug auf Eigentum, Verwertung und Verbreitung von Wissen und geistigem Eigentum, das sich aus einer
solchen Beteiligung ergibt, dieselben Rechte und Pflichten wie die Forschungseinrichtungen mit Sitz in der Gemein-
schaft; es gilt Anhang II.

4. Der vom Assoziationsrat im Rahmen des Europa-Abkommens eingesetzte entsprechende Unterausschuß überprüft und
bewertet die Durchführung dieses Beschlusses regelmäßig und mindestens einmal jährlich.

5. Der finanzielle Beitrag Rumäniens, der aufgrund der Beteiligung an den spezifischen Programmen zu zahlen ist, wird
proportional zu und zusätzlich zu dem Betrag festgesetzt, der jedes Jahr im Gesamthaushaltsplan der Europäischen
Gemeinschaften für Verpflichtungsermächtigungen verfügbar ist, um die finanziellen Verpflichtungen der Kommission
für Arbeiten abzugelten, die für die Durchführung und Verwaltung dieser Programme notwendig sind.

Der Proportionalitätsfaktor, nach dem sich der Beitrag Rumäniens errechnet, ergibt sich aus dem Verhältnis zwischen
dem rumänischen Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen und der Summe der Bruttoinlandsprodukte zu Marktpreisen
der Mitgliedstaaten der Europäischen Union plus dem Bruttoinlandsprodukt Rumäniens. Dieses Verhältnis wird anhand
der jüngsten statistischen Daten des Statistischen Amts der Europäischen Gemeinschaften (Eurostat) errechnet, die zum
Zeitpunkt des Vorentwurfs des Haushaltsplans der Europäischen Gemeinschaften vorliegen.

Um die Teilnahme an den spezifischen Programmen zu erleichtern, wird der Beitrag Rumäniens wie folgt festgesetzt:

1999: Beitrag entsprechend dem nach Unterabsatz 2 festgesetzten Proportionalitätsfaktor, multipliziert mit 0,4;
2000: Beitrag entsprechend dem nach Unterabsatz 2 festgesetzten Proportionalitätsfaktor, multipliziert mit 0,6;
2001: Beitrag entsprechend dem nach Unterabsatz 2 festgesetzten Proportionalitätsfaktor, multipliziert mit 0,8;
2002: Beitrag entsprechend dem nach Unterabsatz 2 festgesetzten Proportionalitätsfaktor.

Die Regeln für die finanzielle Beteiligung der Europäischen Gemeinschaft sind in Anhang IV des Beschlusses
Nr. 182/1999/EG und die Regeln für die finanzielle Beteiligung Euratoms sind in Anhang III des Beschlusses
1999/64/Euratom festgelegt.

Die Regeln für den finanziellen Beitrag Rumäniens sind in Anhang III des vorliegenden Beschlusses festgelegt.
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6. Unbeschadet der Nummer 3 haben Forschungseinrichtungen mit Sitz in Rumänien, die sich am Fünften Rahmenpro-
gramm und am Fünften Euratom-Rahmenprogramm beteiligen, dieselben vertraglichen Rechte und Pflichten wie
Einrichtungen mit Sitz in der Gemeinschaft; dabei werden die beiderseitigen Interessen der Gemeinschaft und
Rumäniens berücksichtigt.

Die Bedingungen für die Vorlage und Bewertung von Vorschlägen und für die Vergabe und den Abschluß von
Verträgen im Rahmen der gemeinschaftlichen Programme sind für rumänische Forschungseinrichtungen die gleichen
wie für Verträge, die im Rahmen derselben Programme mit Forschungseinrichtungen in der Gemeinschaft geschlossen
werden; dabei werden die beiderseitigen Interessen der Gemeinschaft und Rumäniens berücksichtigt.

Neben den Sachverständigen der Gemeinschaft werden bei der Auswahl von Bewertern oder Gutachtern für die
Gemeinschaftsprogramme für Forschung, technologische Entwicklung und Demonstration sowie als Mitglieder der
Beratungsgruppen und sonstigen beratenden Gremien, die die Kommission bei der Durchführung des Fünften Rahmen-
programms und des Fünften Euratom-Rahmenprogramms unterstützen, auch rumänische Sachverständige berücksich-
tigt.

Eine rumänische Forschungseinrichtung kann nach den gleichen Bedingungen, die für Einrichtungen mit Sitz in der
Gemeinschaft gelten, Projektkoordinator sein. In Übereinstimmung mit der Haushaltsordnung der Gemeinschaft sehen
vertragliche Vereinbarungen, die mit oder von rumänischen Forschungseinrichtungen geschlossen werden, Kontrollen
und Prüfungen vor, die von oder unter Aufsicht der Kommission und dem Rechnungshof durchgeführt werden.
Rechnungsprüfungen können durchgeführt werden, um die Einnahmen und Ausgaben der Einrichtung im Hinblick auf
die vertraglichen Verpflichtungen gegenüber der Gemeinschaft zu kontrollieren. Im Geist der Zusammenarbeit und des
beiderseitigen Interesses leisten die rumänischen Behörden, soweit sinnvoll und möglich, jedwede Unterstützung, die
für die Durchführung solcher Kontrollen und Prüfungen unter den Umständen erforderlich oder hilfreich ist.

7. Die Gemeinschaft und Rumänien unternehmen im Rahmen der geltenden Bestimmungen alle Anstrengungen, um die
Reisen und den Aufenthalt von Forschungspersonal zu erleichtern, das sich an Maßnahmen im Rahmen dieses
Beschlusses in Rumänien und in der Gemeinschaft beteiligt, wie auch die grenzüberschreitende Beförderung von für
den Einsatz bei solchen Maßnahmen vorgesehenen Gütern.

Für Maßnahmen im Rahmen dieses Beschlusses vorgesehene Güter und Dienstleistungen sind von rumänischen
indirekten Steuern, Zöllen, Ein- und Ausfuhrverboten und -beschränkungen befreit.

8. Rumänische Vertreter nehmen bei den sie betreffenden Punkten als Beobachter an den Sitzungen der Programmaus-
schüsse des Fünften Rahmenprogramms und den Beratenden Ausschüssen des Fünften Euratom-Rahmenprogramms
teil. Bei Abstimmungen treten diese Ausschüsse dagegen ohne die rumänischen Vertreter zusammen. Rumänien wird
unterrichtet. Die Teilnahme nach dieser Nummer erfolgt in gleicher Weise wie die der Teilnehmer aus den Mitglied-
staaten; dazu gehört auch die Bereitstellung von Informations- und Dokumentationsmaterial.

9. Die Gemeinschaft und Rumänien können Maßnahmen im Rahmen dieses Beschlusses mit einer Frist von zwölf
Monaten jederzeit schriftlich kündigen. Zum Zeitpunkt der Beendigung laufende Projekte und Maßnahmen werden bis
zu ihrem Abschluß nach den Bedingungen dieses Beschlusses fortgesetzt.

Sollte die Gemeinschaft beschließen, eines oder mehrere Gemeinschaftsprogramme zu überarbeiten, so können die
Maßnahmen im Rahmen dieses Beschlusses im gegenseitigen Einvernehmen beendet werden. Rumänien wird der
genaue Inhalt der überarbeiteten Programme innerhalb einer Woche nach ihrer Annahme durch die Gemeinschaft
mitgeteilt. Die Gemeinschaft und Rumänien benachrichtigen sich gegenseitig innerhalb eines Monats nach der
Annahme des entsprechenden Beschlusses der Gemeinschaft über ihre Absicht, die Maßnahmen zu beenden.

Verabschiedet die Gemeinschaft ein neues mehrjähriges Rahmenprogramm für Forschung, technologische Entwicklung
und Demonstration und/oder für Forschung und Ausbildung, so kann der Assoziationsrat darüber beschließen, zu
welchen Bedingungen sich Rumänien daran beteiligen kann.
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ANHANG II

GRUNDSÄTZE ZUR AUFTEILUNG VON RECHTEN AN GEISTIGEM EIGENTUM

Rechte an geistigem Eigentum, das im Rahmen dieses Beschlusses gewonnen bzw. zur Verfügung gestellt wird, werden
wie folgt aufgeteilt:

I. Geltung

Dieser Anhang gilt für im Rahmen dieses Beschlusses durchgeführte Forschungsarbeiten (nachstehend „gemeinsame
Forschung“ genannt), sofern von der Gemeinschaft und Rumänien (nachstehend „die Vertragsparteien“ genannt) nichts
anderes ausdrücklich vereinbart wird.

II. Inhaberschaft an Rechten sowie deren Aufteilung und Ausübung

1. Im Rahmen dieses Beschlusses hat „geistiges Eigentum“ die in Artikel 2 des Stockholmer Übereinkommens vom
14. Juli 1967 zur Errichtung der Weltorganisation für geistiges Eigentum festgelegte Bedeutung.

2. Dieser Anhang betrifft die Aufteilung von Rechten, Anteilen und Lizenzgebühren zwischen den Vertragsparteien
und Mitwirkenden. Jede Vertragspartei stellt sicher, daß die andere Vertragspartei und deren Mitwirkende die
Rechte an dem nach diesem Anhang zugeteilten geistigen Eigentum erhalten können. Mit diesem Anhang wird die
Aufteilung von Rechten, Anteilen und Lizenzgebühren zwischen einer Vertragspartei und ihren Staatsangehörigen
oder Mitwirkenden nicht geändert bzw. berührt, die in den Rechtsvorschriften und gemäß den Gepflogenheiten
dieser Vertragspartei festgelegt wird.

3. Es gelten die folgenden Grundsätze, die in den vertraglichen Vereinbarungen festzulegen sind:

a) angemessener Schutz von geistigem Eigentum. Die Vertragsparteien, ihre Behörden und/oder Mitwirkenden
stellen sicher, daß sie sich rechtzeitig über geistiges Eigentum benachrichtigen, das im Rahmen dieses
Beschlusses oder der Durchführungsvereinbarungen gewonnen wird, und bemühen sich um rechtzeitigen
Schutz dieses geistigen Eigentums;

b) Berücksichtigung der Beiträge der Vertragsparteien oder ihrer Mitwirkenden durch Festlegung der Rechte und
Anteile der Vertragsparteien und Mitwirkenden;

c) effektive Nutzung der Ergebnisse;

d) nichtdiskriminierende Behandlung der Mitwirkenden der anderen Vertragspartei im Vergleich zur Behandlung
der eigenen Mitwirkenden;

e) Schutz von Betriebsgeheimnissen.

4. Die Mitwirkenden erarbeiten gemeinsam einen Technologiemanagementplan (TMP) für die Inhaberschaft an und
die Verwertung, einschließlich Veröffentlichung, von Wissen und geistigem Eigentum, das im Laufe gemeinsamer
Forschungsarbeiten gewonnen wird. Die Hauptmerkmale eines TMP sind der Anlage dieses Anhangs zu
entnehmen. Der TMP muß vor dem Abschluß des speziellen Vertrags über die wissenschaftlich-technische
Zusammenarbeit, dem er beigefügt ist, von der für die Finanzierung zuständigen Stelle der Vertragspartei, die sich
an der Finanzierung der Forschung beteiligt, genehmigt werden.

Bei der Ausarbeitung der TMP werden die Ziele der gemeinsamen Forschung, die jeweiligen finanziellen und
sonstigen Beiträge der Vertragsparteien oder Mitwirkenden, die Vor- und Nachteile der Gewährung einer Lizenz
nach geographischen Gebieten oder Anwendungsbereichen, die Erfordernisse der geltenden Rechtsvorschriften,
einschließlich der Rechtsvorschriften über geistiges Eigentum, und andere von den Mitwirkenden als angemessen
betrachtete Faktoren berücksichtigt. Auch die Rechte und Pflichten in bezug auf geistiges Eigentum bei Forschungs-
arbeiten, die von Gastforschern hervorgebracht werden, werden in den TMP geregelt.

5. Wissen oder geistiges Eigentum, das im Laufe gemeinsamer Forschung gewonnen wird und im TMP nicht geregelt
ist, wird mit Zustimmung der Vertragsparteien nach den im TMP festgelegten Grundsätzen aufgeteilt. Bei Uneinig-
keit gehört solches nicht aufgeteilte Wissen oder geistige Eigentum gemeinsam allen, die an den gemeinsamen
Forschungsarbeiten mitgewirkt haben, bei denen das Wissen oder geistige Eigentum erarbeitet wurde. Jeder
Mitwirkende, für den diese Bestimmung gilt, kann dieses Wissen oder geistige Eigentum für seine eigenen
gewerblichen Zwecke ohne räumliche Begrenzung verwerten.

6. Jede Vertragspartei stellt sicher, daß die andere Vertragspartei und ihre Mitwirkenden die Rechte an dem ihnen
nach diesen Grundsätzen zugeteilten geistigen Eigentum erhalten können.

7. Unter Wahrung der Wettbewerbsbedingungen in den unter diesen Beschluß fallenden Bereichen ist jede Vertrags-
partei darum bemüht sicherzustellen, daß die aufgrund dieses Beschlusses und der unter diesen Beschluß fallenden
Vereinbarungen erworbenen Rechte in einer Weise genutzt werden, daß sie insbesondere fördern: i) die Verbrei-
tung und Verwertung von Wissen, das im Rahmen des Beschlusses gewonnen, offenbart oder auf andere Art und
Weise zur Verfügung gestellt wird, und ii) die Einführung und Umsetzung internationaler Normen.

8. Die Beendigung der Zusammenarbeit läßt die Rechte und Pflichten aus diesem Anhang unberührt.
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III. Internationale Übereinkommen

Urheberrechte, die den Vertragsparteien oder deren Mitwirkenden gehören, sind im Einklang mit einschlägigen
internationalen Übereinkommen, die für die Vertragsparteien gelten, einschließlich dem TRIPS-Übereinkommen (von
der Welthandelsorganisation verwalteten Übereinkommen über handelsrelevante Aspekte von Rechten an geistigem
Eigentum), sowie der Berner Übereinkunft (Pariser Fassung von 1971) und der Pariser Übereinkunft (Stockholmer
Fassung von 1967) zu behandeln.

IV. Wissenschaftliche Schriftwerke

Unbeschadet des Abschnitts V werden Forschungsergebnisse, soweit im TMP nichts anderes vereinbart wird, von den
Vertragsparteien oder Mitwirkenden gemeinsam veröffentlicht. Neben dieser Grundregel gilt folgendes Verfahren:

1. Werden von einer Vertragspartei oder von öffentlichen Stellen dieser Vertragspartei wissenschaftlich-technische
Zeitschriften, Artikel, Berichte, Bücher, einschließlich Videoaufzeichnungen und Software, veröffentlicht, die auf
gemeinsamen Forschungsarbeiten im Rahmen dieses Beschlusses beruhen, so hat die andere Vertragspartei
Anspruch auf eine weltweite nicht ausschließliche, unwiderrufliche und gebührenfreie Lizenz zur Übersetzung,
Vervielfältigung, Bearbeitung, Übermittlung und öffentlichen Verbreitung solcher Werke.

2. Die Vertragsparteien stellen sicher, daß Schriftwerke wissenschaftlicher Natur, die auf gemeinsamen Forschungsar-
beiten im Rahmen dieses Beschlusses beruhen und von unabhängigen Verlegern veröffentlicht werden, soweit wie
möglich verbreitet werden.

3. Alle Exemplare eines urheberrechtlich geschützten Werkes, das öffentlich verbreitet werden soll und aufgrund
dieses Abschnitts entstanden ist, müssen den Namen des Verfassers oder der Verfasser des Werkes aufweisen, es sei
denn, daß der/die Verfasser die Erwähnung seines/ihrer Namen(s) ausdrücklich ablehnt/ablehnen. Außerdem
müssen sie deutlich sichtbar auf die gemeinsame Unterstützung durch die Vertragsparteien hinweisen.

V. Nicht offenbartes Wissen

A. Nicht offenbartes Dokumentationswissen

1. Die Vertragsparteien, ihre Behörden oder Mitwirkenden erklären zum frühestmöglichen Zeitpunkt, vorzugs-
weise im TMP, welches Wissen nach ihrem Wunsch nicht offenbart werden darf, wobei unter anderem
folgende Kriterien zu berücksichtigen sind:

a) Vertraulichkeit des Wissens in dem Sinne, daß das Wissen in seiner Gesamtheit oder Teile des Wissens in
bestimmter Zusammensetzung den Sachverständigen dieses Gebiets weder im allgemeinen bekannt noch
rechtmäßig ohne weiteres zugänglich sind;

b) tatsächlicher oder potentieller gewerblicher Wert des Wissens durch seine Vertraulichkeit;

c) früherer Schutz des Wissens in dem Sinne, daß die Berechtigten sachlich angemessene Maßnahmen
getroffen haben, um die Vertraulichkeit zu wahren.

Die Vertragsparteien, ihre Behörden und Mitwirkenden können in bestimmten Fällen vereinbaren, daß, sofern
nichts anderes angegeben ist, das während der gemeinsamen Forschungsarbeiten zur Verfügung gestellte,
ausgetauschte oder gewonnene Wissen oder Teile davon nicht offenbart werden dürfen.

2. Jede Vertragspartei trägt dafür Sorge, daß sie und ihre Mitwirkenden nicht offenbartes Wissen deutlich als
solches ausweisen, beispielsweise durch eine entsprechende Kennzeichnung oder eine einschränkende Erklä-
rung. Dies gilt auch für jede vollständige oder teilweise Wiedergabe des besagten Wissens.

Erhalten eine Vertragspartei oder ein Mitwirkender nicht offenbartes Wissen, so haben sie dessen Schutzwürdig-
keit zu beachten. Dieser Schutz wird automatisch hinfällig, wenn der Eigentümer dieses Wissen der breiten
Öffentlichkeit offenbart.

3. Nicht offenbartes Wissen, das im Rahmen dieses Beschlusses mitgeteilt wird, kann von der empfangenden
Vertragspartei oder ihrer Organisation an Personen, die in oder von der empfangenden Vertragspartei beschäf-
tigt werden, und an eine für die besonderen Zwecke der laufenden gemeinsamen Forschungsarbeiten entspre-
chend befugte Organisation weitergegeben werden, sofern so verbreitetes nicht offenbartes Wissen einer
schriftlichen Vereinbarung über die Vertraulichkeit unterworfen wird und, wie oben dargelegt, ohne weiteres als
solches zu erkennen ist.

4. Mit der vorherigen schriftlichen Zustimmung der Vertragspartei, die nicht offenbartes Wissen zur Verfügung
stellt, kann die empfangende Vertragspartei nicht offenbartes Wissen weiter verbreiten, als dies sonst nach
Nummer 3 zulässig wäre. Die Vertragsparteien arbeiten bei der Entwicklung von Verfahren für die Einholung
und Erteilung einer vorherigen schriftlichen Zustimmung zu einer solchen weiteren Verbreitung zusammen,
wobei jede Vertragspartei diese Zustimmung erteilt, soweit die eigene Politik sowie die innerstaatlichen
Verordnungen und Gesetze dies zulassen.

B. Nicht offenbartes Wissen nichtdokumentarischer Natur

Nicht offenbartes Wissen nichtdokumentarischer Natur oder sonstiges vertrauliches Wissen, das in Seminaren oder
anderen Veranstaltungen im Rahmen dieses Beschlusses zur Verfügung gestellt wird, oder Wissen, das auf der
Beschäftigung von Personal, der Benutzung von Einrichtungen oder gemeinsamen Vorhaben beruht, wird von den
Vertragsparteien und ihren Mitwirkenden nach den in dem Beschluß für Dokumentationswissen niedergelegten
Grundsätzen behandelt, sofern dem Empfänger dieses nicht offenbarten oder sonstigen vertraulichen oder schutz-
würdigen Wissens die Vertraulichkeit des Wissens bei der Mitteilung bekanntgemacht worden ist.
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C. Überwachung

Jede Vertragspartei setzt sich nach besten Kräften dafür ein, daß nicht offenbartes Wissen, von dem sie im Rahmen
dieses Beschlusses Kenntnis erhält, in der darin geregelten Art und Weise überwacht wird. Stellt eine der
Vertragsparteien fest, daß sie die Bestimmungen über die Nichtweitergabe gemäß den Abschnitten A und B nicht
mehr einhalten kann oder daß aus triftigen Gründen damit zu rechnen ist, so unterrichtet sie davon unverzüglich
die andere Vertragspartei. Die Vertragsparteien beraten danach über geeignete Maßnahmen.

Anlage

Hauptmerkmale eines Technologiemanagementplans (TMP)

Der TMP ist ein besonderer Vertrag zwischen den Mitwirkenden über die Durchführung gemeinsamer Forschungsarbeiten
und ihre jeweiligen Rechte und Pflichten.

Im TMP werden normalerweise folgende Rechte an geistigem Eigentum geregelt: Inhaberschaft und Schutz, Nutzrechte für
Forschungs- und Entwicklungszwecke, Auswertung und Verbreitung einschließlich der Regelungen für gemeinsame
Veröffentlichungen, Rechte und Pflichten von Gastforschern und Streitschlichtungsverfahren. Im TMP können auch Fragen
im Zusammenhang mit neuem und bestehendem Wissen, der Lizenzvergabe und den Endergebnissen geregelt werden.
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ANHANG III

BESTIMMUNGEN FÜR DEN FINANZIELLEN BEITRAG RUMÄNIENS IM SINNE VON ANHANG I NUMMER 5

1. Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften übermittelt Rumänien und dem in Anhang I Nummer 4 genannten
Unterausschuß so früh wie möglich, spätestens jedoch zum 1. September jedes Haushaltsjahres, die folgenden
Informationen, zusammen mit den einschlägigen Hintergrundinformationen:

— die Höhe der Verpflichtungsermächtigungen im Ausgabenplan des Vorentwurfs des Haushaltsplans der Europä-
ischen Gemeinschaften für das Fünfte Rahmenprogramm und das Fünfte Euratom-Rahmenprogramm,

— die nach dem Vorentwurf des Haushaltsplans veranschlagte Höhe der Beiträge für die Beteiligung Rumäniens am
Fünften Rahmenprogramm und am Fünften Euratom-Rahmenprogramm.

Zur Erleichterung der internen Haushaltsverfahren übermitteln die Kommissionsdienststellen spätestens bis zum
30. Mai jedes Jahres zusätzlich ungefähre Zahlen.

Sobald der Gesamthaushaltsplan endgültig festgestellt worden ist, teilt die Kommission Rumänien die in Unterabsatz 1
genannten Beträge im Ausgabenplan für die Beteiligung Rumäniens mit.

2. Spätestens am 1. Januar und 15. Juni jedes Haushaltsjahres richtet die Kommission eine Zahlungsaufforderung an
Rumänien für die Beteiligung im Rahmen dieses Beschlusses. Darin sind folgende Zahlungen vorgesehen:

— sechs Zwölftel des Beitrags Rumäniens bis zum 20. Februar bzw.

— sechs Zwölftel des Beitrags Rumäniens bis zum 15. Juli.

Die bis zum 20. Februar zu zahlenden sechs Zwölftel werden anhand des Betrags berechnet, der im Einnahmenplan
des Vorentwurfs des Haushaltsplans festgelegt ist. Die Bereinigung des so bezahlten Betrags erfolgt mit der Zahlung der
sechs Zwölftel bis zum 15. Juli.

Für das erste Jahr der Durchführung dieses Beschlusses richtet die Kommission innerhalb von 30 Tagen nach seinem
Wirksamwerden eine erste Zahlungsaufforderung an Rumänien. Sollte diese Aufforderung nach dem 15. Juni erfolgen,
so ist darin die Zahlung von zwölf Zwölfteln des Beitrags Rumäniens innerhalb von 30 Tagen vorzusehen, der anhand
des Betrags berechnet wid, der im Einnahmenplan des Haushaltsplans festgelegt ist.

Der Beitrag Rumäniens wird in Euro berechnet und gezahlt.

Rumänien zahlt seinen Beitrag im Rahmen dieses Beschlusses gemäß den in dieser Nummer festgelegten Fristen. Bei
nicht fristgerechter Zahlung werden Verzugszinsen zu dem Satz erhoben, der dem Interbank Offered Rate (IBOR) für
einen Monat in Euro entspricht, der von der International Swap Dealers' Association auf der ISDA-Seite von Reuters
angegeben wird. Dieser Satz erhöht sich bei weiterem Verzug um 1,5 % monatlich. Der erhöhte Satz wird auf den
gesamten Verzugszeitraum angewendet. Die Zinsen werden jedoch nur fällig, wenn der Beitrag später als 30 Tage nach
den in dieser Nummer festgelegten Zahlungsfristen gezahlt wird.

Reisekosten, die rumänischen Vertretern und Sachverständigen infolge der Mitwirkung an der Arbeit der Gruppen und
Gremien im Sinne von Anhang I Nummer 6 und den Ausschüssen im Sinne von Anhang I Nummer 8 sowie den
Mitwirkenden an der Umsetzung des Fünften Rahmenprogramms und des Fünften Euratom-Rahmenprogramms
entstehen, werden von der Kommission auf der gleichen Grundlage und nach den gleichen Verfahren erstattet wie für
die Vertreter und Sachverständigen der Mitgliedstaaten der Europäischen Union.

3. Der finanzielle Beitrag Rumäniens zum Fünften Rahmenprogramm und zum Fünften Euratom-Rahmenprogramm
nach Anhang I Nummer 5 bleibt für das jeweilige Haushaltsjahr in der Regel unverändert.

Zum Zeitpunkt des Rechnungsabschlusses für das Haushaltsjahr (n) nimmt die Kommission im Rahmen der Haushalts-
rechnung eine Bereinigung der Rechnung hinsichtlich der Beteiligung Rumäniens vor, wobei Änderungen aufgrund
von Umbuchungen, Streichungen, Übertragungen, aufgehobenen Mittelbindungen oder Berichtigungs- und Nachtrags-
haushalten während des Haushaltsjahres berücksichtigt werden. Diese Bereinigung erfolgt zum Zeitpunkt der zweiten
Zahlung für das Jahr n + 1. Weitere Bereinigungen erfolgen jedes Jahr bis zum Juli 2006.

Zahlungen durch Rumänien werden unter den Gemeinschaftsprogrammen als Haushaltseinnahmen verbucht, die der
entsprechenden Haushaltslinie im Einnahmenplan des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Gemeinschaften zuge-
wiesen werden.

Die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften findet auf die Verwaltung der
Mittel Anwendung.

4. Spätestens am 31. Mai jedes Haushaltsjahres (n + 1) wird Rumänien die Mittelaufstellung des vorhergehenden
Haushaltsjahres (n) für das Fünfte Rahmenprogramm und das Fünfte Euratom-Rahmenprogramm zur Unterrichtung
vorgelegt; dabei wird der Form der Haushaltsrechnung der Kommission gefolgt.
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Gemeinsame Erklärung Rumäniens und der Gemeinschaft

Rumänien und die Gemeinschaft vereinbaren zusätzlich zu den Bestimmungen des vorliegenden
Beschlusses des Assoziationsrates, daß Forschungsprogramme und -tätigkeiten Rumäniens, die denen des
Fünften Rahmenprogramms der Europäischen Gemeinschaft im Bereich der Forschung, technologischen
Entwicklung und Demonstration (1998-2002) und denen des Fünften Rahmenprogramms der Europä-
ischen Atomgemeinschaft für Maßnahmen im Bereich der Forschung und Ausbildung (1998-2002) entspre-
chen, Forschungseinrichtungen der Gemeinschaft offenstehen sollen und daß zu diesem Zweck ein geson-
derter Briefwechsel zwischen Rumänien und der Gemeinschaft erfolgt.
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BESCHLUSS Nr. 3/1999 DES ASSOZIATIONSRATES EU-UNGARN
vom 12. Juli 1999

über die Bedingungen für die Teilnahme Ungarns an den Gemeinschaftsprogrammen auf dem
Gebiet der Forschung, technologischen Entwicklung und Demonstration (1998-2002) und den

Programmen für Forschung und Ausbildung (1998-2002)

(1999/621/EG)

DER ASSOZIATIONSRAT —

gestützt auf das Europa-Abkommen zur Gründung einer Asso-
ziation zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren
Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Ungarn anderer-
seits, nachstehend „Europa-Abkommen“ genannt,

gestützt auf das Zusatzprotokoll zum Europa-Abkommen über
die Teilnahme Ungarns an den Programmen der Gemeinschaft,
insbesondere auf die Artikel 1 und 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach Artikel 1 des genannten Zusatzprotokolls kann
sich Ungarn an Rahmenprogrammen, spezifischen
Programmen, Projekten und anderen Aktionen der
Gemeinschaft beteiligen, insbesondere in den Bereichen
der Forschung und technologischen Entwicklung.

(2) Der Europäische Rat hat in den Schlußfolgerungen
seiner Tagung am 12. und 13. Dezember 1997 in
Luxemburg gefordert, es den Bewerberstaaten zu ermög-
lichen, sich an einigen Gemeinschaftsprogrammen (wie
zum Beispiel im Bereich der Forschung) zu beteiligen
und sich dadurch mit den Politiken und Arbeitsme-
thoden der Union vertraut zu machen, wobei jeder
Bewerberstaat einen eigenen, schrittweise ansteigenden
finanziellen Beitrag zu leisten habe (gegebenenfalls kann
der Beitrag der Bewerberstaaten teilweise mit PHARE-
Mitteln finanziert werden).

(3) In den genannten Schlußfolgerungen wird außerdem
gefordert, daß die Bewerberstaaten die Möglichkeit
haben müßten, bei den sie betreffenden Punkten als
Beobachter in den Ausschüssen vertreten zu sein, die die
Kommission bei der Durchführung der Programme, an
denen sie sich finanziell beteiligen, unterstützen.

(4) Das Europäische Parlament und der Rat der Europä-
ischen Union haben mit dem Beschluß Nr. 182/
1999/EG (1) ein Rahmenprogramm der Europäischen
Gemeinschaft im Bereich der Forschung, technologi-
schen Entwicklung und Demonstration (1998-2002),

nachstehend „Fünftes Rahmenprogramm“ genannt,
verabschiedet.

(5) Der Rat der Europäischen Union hat mit dem Beschluß
1999/64/Euratom (2) ein Rahmenprogramm der Europä-
ischen Atomgemeinschaft für Maßnahmen im Bereich
der Forschung und Ausbildung (1998-2002), nachste-
hend „Fünftes Euratom-Rahmenprogramm“ genannt,
verabschiedet.

(6) Nach Artikel 2 des genannten Zusatzprotokolls
beschließt der Assoziationsrat, zu welchen Bedingungen
sich Ungarn an den in dessen Artikel 1 genannten
Maßnahmen beteiligen kann —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Ungarn nimmt an den spezifischen Programmen des Fünften
Rahmenprogramms und an den spezifischen Programmen des
Fünften Euratom-Rahmenprogramms zu den Bedingungen,
Grundsätzen und Bestimmungen teil, die in den Anhängen I, II
und III festgelegt sind; die Anhänge sind Bestandteil dieses
Beschlusses.

Artikel 2

Dieser Beschluß gilt für die Laufzeit des Fünften Rahmenpro-
gramms und des Fünften Euratom-Rahmenprogramms.

Artikel 3

Dieser Beschluß wird am ersten Tag des Monats nach seiner
Annahme wirksam.

Geschehen zu Brüssel am 12. Juli 1999.

Im Namen des Assoziationsrates

Der Vorsitzende

J. MARTONYI

(1) ABl. L 26 vom 1.2.1999, S. 1. (2) ABl. L 26 vom 1.2.1999, S. 34.
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ANHANG I

BEDINGUNGEN FÜR DIE TEILNAHME UNGARNS AN DEN SPEZIFISCHEN PROGRAMMEN DES FÜNFTEN
RAHMENPROGRAMMS UND DES FÜNFTEN EURATOM-RAHMENPROGRAMMS

1. Forschungseinrichtungen mit Sitz in Ungarn können sich an allen spezifischen Programmen des Fünften-Rahmenpro-
gramms und des Fünften Euratom-Rahmenprogramms beteiligen. Ungarische Wissenschaftler und Forschungseinrich-
tungen können sich an den Arbeiten der Gemeinsamen Forschungsstelle beteiligen, soweit diese nicht bereits dem
vorstehenden Satz unterfallen.

„Forschungseinrichtungen“ im Sinne dieses Beschlusses sind unter anderem Hochschulen, Forschungsinstitute, Indu-
strieunternehmen, einschließlich kleiner und mittlerer Unternehmen, und natürliche Personen.

2. Nummer 1 beinhaltet folgendes:

— Beteiligung von Forschungseinrichtungen mit Sitz in Ungarn an der Umsetzung aller spezifischen Programme, die
gemäß dem Fünften Rahmenprogramm verabschiedet werden, unter Einhaltung der „Regeln für die Teilnahme von
Unternehmen, Forschungszentren und Hochschulen am Fünften Rahmenprogramm der Europäischen Gemein-
schaften (1998-2002)“;

— Beteiligung von Forschungseinrichtungen mit Sitz in Ungarn an der Umsetzung aller spezifischen Programme, die
gemäß dem Fünften Euratom-Rahmenprogramm verabschiedet werden, unter Einhaltung der „Regeln für die
Teilnahme von Unternehmen, Forschungszentren und Hochschulen am Fünften Rahmenprogramm der Europä-
ischen Atomgemeinschaft (1998-2002)“;

— finanzieller Beitrag Ungarns zu den Budgets der zur Umsetzung des Fünften Rahmenprogramms und des Fünften
Euratom-Rahmenprogramms verabschiedeten Programme, wobei das Verhältnis des Bruttoinlandsprodukts
Ungarns zur Summe aus den Bruttoinlandsprodukten der Mitgliedstaaten der Europäischen Union und dem
Bruttoinlandsprodukt Ungarns zugrunde gelegt wird.

3. Forschungseinrichtungen mit Sitz in Ungarn, die sich an Forschungsprogrammen der Gemeinschaft beteiligen, haben
in bezug auf Eigentum, Verwertung und Verbreitung von Wissen und geistigem Eigentum, das sich aus einer solchen
Beteiligung ergibt, dieselben Rechte und Pflichten wie die Forschungseinrichtungen mit Sitz in der Gemeinschaft; es gilt
Anhang II.

4. Der vom Assoziationsrat im Rahmen des Europa-Abkommens eingesetzte entsprechende Unterausschuß überprüft und
bewertet die Durchführung dieses Beschlusses regelmäßig und mindestens einmal jährlich.

5. Der finanzielle Beitrag Ungarns, der aufgrund der Beteiligung an den spezifischen Programmen zu zahlen ist, wird
proportional zu und zusätzlich zu dem Betrag festgesetzt, der jedes Jahr im Gesamthaushaltsplan der Europäischen
Gemeinschaften für Verpflichtungsermächtigungen verfügbar ist, um die finanziellen Verpflichtungen der Kommission
für Arbeiten abzugelten, die für die Durchführung und Verwaltung dieser Programme notwendig sind.

Der Proportionalitätsfaktor, nach dem sich der Beitrag Ungarns errechnet, ergibt sich aus dem Verhältnis zwischen
dem ungarischen Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen und der Summe der Bruttoinlandsprodukte zu Marktpreisen
der Mitgliedstaaten der Europäischen Union plus dem Bruttoinlandsprodukt Ungarns. Dieses Verhältnis wird anhand
der jüngsten statistischen Daten des Statistischen Amts der Europäischen Gemeinschaften (Eurostat) errechnet, die zum
Zeitpunkt des Vorentwurfs des Haushaltsplans der Europäischen Gemeinschaften vorliegen.

Um die Teilnahme an den spezifischen Programmen zu erleichtern, wird der Beitrag Ungarns wie folgt festgesetzt:

1999: Beitrag entsprechend dem nach Unterabsatz 2 festgesetzten Proportionalitätsfaktor, multipliziert mit 0,4;
2000: Beitrag entsprechend dem nach Unterabsatz 2 festgesetzten Proportionalitätsfaktor, multipliziert mit 0,6;
2001: Beitrag entsprechend dem nach Unterabsatz 2 festgesetzten Proportionalitätsfaktor, multipliziert mit 0,8;
2002: Beitrag entsprechend dem nach Unterabsatz 2 festgesetzten Proportionalitätsfaktor.

Die Regeln für die finanzielle Beteiligung der Europäischen Gemeinschaft sind in Anhang IV des Beschlusses
Nr. 182/1999/EG und die Regeln für die finanzielle Beteiligung Euratoms sind in Anhang III des Beschlusses
1999/64/Euratom festgelegt.

Die Regeln für den finanziellen Beitrag Ungarns sind in Anhang III des vorliegenden Beschlusses festgelegt.
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6. Unbeschadet der Nummer 3 haben Forschungseinrichtungen mit Sitz in Ungarn, die sich am Fünften Rahmenpro-
gramm und am Fünften Euratom-Rahmenprogramm beteiligen, dieselben vertraglichen Rechte und Pflichten wie
Einrichtungen mit Sitz in der Gemeinschaft; dabei werden die beiderseitigen Interessen der Gemeinschaft und Ungarns
berücksichtigt.

Die Bedingungen für die Vorlage und Bewertung von Vorschlägen und für die Vergabe und den Abschluß von
Verträgen im Rahmen der gemeinschaftlichen Programme sind für ungarische Forschungseinrichtungen die gleichen
wie für Verträge, die im Rahmen derselben Programme mit Forschungseinrichtungen in der Gemeinschaft geschlossen
werden; dabei werden die beiderseitigen Interessen der Gemeinschaft und Ungarns berücksichtigt.

Neben den Sachverständigen der Gemeinschaft werden bei der Auswahl von Bewertern oder Gutachtern für die
Gemeinschaftsprogramme für Forschung, technologische Entwicklung und Demonstration sowie als Mitglieder der
Beratungsgruppen und sonstigen beratenden Gremien, die die Kommission bei der Durchführung des Fünften Rahmen-
programms und des Fünften Euratom-Rahmenprogramms unterstützen, auch ungarische Sachverständige berücksich-
tigt.

Eine ungarische Forschungseinrichtung kann nach den gleichen Bedingungen, die für Einrichtungen mit Sitz in der
Gemeinschaft gelten, Projektkoordinator sein. In Übereinstimmung mit der Haushaltsordnung der Gemeinschaft sehen
vertragliche Vereinbarungen, die mit oder von ungarischen Forschungseinrichtungen geschlossen werden, Kontrollen
und Prüfungen vor, die von oder unter Aufsicht der Kommission und dem Rechnungshof durchgeführt werden.
Rechnungsprüfungen können durchgeführt werden, um die Einnahmen und Ausgaben der Einrichtung im Hinblick auf
die vertraglichen Verpflichtungen gegenüber der Gemeinschaft zu kontrollieren. Im Geist der Zusammenarbeit und des
beiderseitigen Interesses leisten die ungarischen Behörden, soweit sinnvoll und möglich, jedwede Unterstützung, die für
die Durchführung solcher Kontrollen und Prüfungen unter den Umständen erforderlich oder hilfreich ist.

7. Die Gemeinschaft und Ungarn unternehmen im Rahmen der geltenden Bestimmungen alle Anstrengungen, um die
Reisen und den Aufenthalt von Forschungspersonal zu erleichtern, das sich an Maßnahmen im Rahmen dieses
Beschlusses in Ungarn und in der Gemeinschaft beteiligt, wie auch die grenzüberschreitende Beförderung von für den
Einsatz bei solchen Maßnahmen vorgesehenen Gütern.

Für Maßnahmen im Rahmen dieses Beschlusses vorgesehene Güter und Dienstleistungen sind von ungarischen
indirekten Steuern, Zöllen, Ein- und Ausfuhrverboten und -beschränkungen befreit.

8. Ungarische Vertreter nehmen bei den sie betreffenden Punkten als Beobachter an den Sitzungen der Programmaus-
schüsse des Fünften Rahmenprogramms und den Beratenden Ausschüssen des Fünften Euratom-Rahmenprogramms
teil. Bei Abstimmungen treten diese Ausschüsse dagegen ohne die ungarischen Vertreter zusammen. Ungarn wird
unterrichtet. Die Teilnahme nach dieser Nummer erfolgt in gleicher Weise wie die der Teilnehmer aus den Mitglied-
staaten; dazu gehört auch die Bereitstellung von Informations- und Dokumentationsmaterial.

9. Die Gemeinschaft und Ungarn können Maßnahmen im Rahmen dieses Beschlusses mit einer Frist von zwölf Monaten
jederzeit schriftlich kündigen. Zum Zeitpunkt der Beendigung laufende Projekte und Maßnahmen werden bis zu ihrem
Abschluß nach den Bedingungen dieses Beschlusses fortgesetzt.

Sollte die Gemeinschaft beschließen, eines oder mehrere Gemeinschaftsprogramme zu überarbeiten, so können die
Maßnahmen im Rahmen dieses Beschlusses im gegenseitigen Einvernehmen beendet werden. Ungarn wird der genaue
Inhalt der überarbeiteten Programme innerhalb einer Woche nach ihrer Annahme durch die Gemeinschaft mitgeteilt.
Die Gemeinschaft und Ungarn benachrichtigen sich gegenseitig innerhalb eines Monats nach der Annahme des
entsprechenden Beschlusses der Gemeinschaft über ihre Absicht, die Maßnahmen zu beenden.

Verabschiedet die Gemeinschaft ein neues mehrjähriges Rahmenprogramm für Forschung, technologische Entwicklung
und Demonstration und/oder für Forschung und Ausbildung, so kann der Assoziationsrat darüber beschließen, zu
welchen Bedingungen sich Ungarn daran beteiligen kann.
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ANHANG II

GRUNDSÄTZE ZUR AUFTEILUNG VON RECHTEN AN GEISTIGEM EIGENTUM

Rechte an geistigem Eigentum, das im Rahmen dieses Beschlusses gewonnen bzw. zur Verfügung gestellt wird, werden
wie folgt aufgeteilt:

I. Geltung

Dieser Anhang gilt für im Rahmen dieses Beschlusses durchgeführte Forschungsarbeiten (nachstehend „gemeinsame
Forschung“ genannt), sofern von der Gemeinschaft und Ungarn (nachstehend „die Vertragsparteien“ genannt) nichts
anderes ausdrücklich vereinbart wird.

II. Inhaberschaft an Rechten sowie deren Aufteilung und Ausübung

1. Im Rahmen dieses Beschlusses hat „geistiges Eigentum“ die in Artikel 2 des Stockholmer Übereinkommens vom
14. Juli 1967 zur Errichtung der Weltorganisation für geistiges Eigentum festgelegte Bedeutung.

2. Dieser Anhang betrifft die Aufteilung von Rechten, Anteilen und Lizenzgebühren zwischen den Vertragsparteien
und Mitwirkenden. Jede Vertragspartei stellt sicher, daß die andere Vertragspartei und deren Mitwirkenden die
Rechte an dem nach diesem Anhang zugeteilten geistigen Eigentum erhalten können. Mit diesem Anhang wird die
Aufteilung von Rechten, Anteilen und Lizenzgebühren zwischen einer Vertragspartei und ihren Staatsangehörigen
oder Mitwirkenden nicht geändert bzw. berührt, die in den Rechtsvorschriften und gemäß den Gepflogenheiten
dieser Vertragspartei festgelegt wird.

3. Es gelten die folgenden Grundsätze, die in den vertraglichen Vereinbarungen festzulegen sind:

a) angemessener Schutz von geistigem Eigentum. Die Vertragsparteien, ihre Behörden und/oder Mitwirkenden
stellen sicher, daß sie sich rechtzeitig über geistiges Eigentum benachrichtigen, das im Rahmen dieses
Beschlusses oder der Durchführungsvereinbarungen gewonnen wird, und bemühen sich um rechtzeitigen
Schutz dieses geistigen Eigentums;

b) Berücksichtigung der Beiträge der Vertragsparteien oder ihrer Mitwirkenden durch Festlegung der Rechte und
Anteile der Vertragsparteien und Mitwirkenden;

c) effektive Nutzung der Ergebnisse;

d) nichtdiskriminierende Behandlung der Mitwirkenden der anderen Vertragspartei im Vergleich zur Behandlung
der eigenen Mitwirkenden;

e) Schutz von Betriebsgeheimnissen.

4. Die Mitwirkenden erarbeiten gemeinsam einen Technologiemanagementplan (TMP) für die Inhaberschaft an und
die Verwertung, einschließlich Veröffentlichung, von Wissen und geistigem Eigentum, das im Laufe gemeinsamer
Forschungsarbeiten gewonnen wird. Die Hauptmerkmale eines TMP sind der Anlage dieses Anhangs zu
entnehmen. Der TMP muß vor dem Abschluß des speziellen Vertrags über die wissenschaftlich-technische
Zusammenarbeit, dem er beigefügt ist, von der für die Finanzierung zuständigen Stelle der Vertragspartei, die sich
an der Finanzierung der Forschung beteiligt, genehmigt werden.

Bei der Ausarbeitung der TMP werden die Ziele der gemeinsamen Forschung, die jeweiligen finanziellen und
sonstigen Beiträge der Vertragsparteien oder Mitwirkenden, die Vor- und Nachteile der Gewährung einer Lizenz
nach geographischen Gebieten oder Anwendungsbereichen, die Erfordernisse der geltenden Rechtsvorschriften,
einschließlich der Rechtsvorschriften über geistiges Eigentum, und andere von den Mitwirkenden als angemessen
betrachtete Faktoren berücksichtigt. Auch die Rechte und Pflichten in bezug auf geistiges Eigentum bei Forschungs-
arbeiten, die von Gastforschern hervorgebracht werden, werden in den TMP geregelt.

5. Wissen oder geistiges Eigentum, das im Laufe gemeinsamer Forschung gewonnen wird und im TMP nicht geregelt
ist, wird mit Zustimmung der Vertragsparteien nach den im TMP festgelegten Grundsätzen aufgeteilt. Bei Uneinig-
keit gehört solches nicht aufgeteilte Wissen oder geistige Eigentum gemeinsam allen, die an den gemeinsamen
Forschungsarbeiten mitgewirkt haben, bei denen das Wissen oder geistige Eigentum erarbeitet wurde. Jeder
Mitwirkende, für den diese Bestimmung gilt, kann dieses Wissen oder geistige Eigentum für seine eigenen
gewerblichen Zwecke ohne räumliche Begrenzung verwerten.

6. Jede Vertragspartei stellt sicher, daß die andere Vertragspartei und ihre Mitwirkenden die Rechte an dem ihnen
nach diesen Grundsätzen zugeteilten geistigen Eigentum erhalten können.

7. Unter Wahrung der Wettbewerbsbedingungen in den unter diesen Beschluß fallenden Bereichen ist jede Vertrags-
partei darum bemüht sicherzustellen, daß die aufgrund dieses Beschlusses und der unter diesen Beschluß fallenden
Vereinbarungen erworbenen Rechte in einer Weise genutzt werden, daß sie insbesondere fördern: i) die Verbrei-
tung und Verwertung von Wissen, das im Rahmen des Beschlusses gewonnen, offenbart oder auf andere Art und
Weise zur Verfügung gestellt wird, und ii) die Einführung und Umsetzung internationaler Normen.

8. Die Beendigung der Zusammenarbeit läßt die Rechte und Pflichten aus diesem Anhang unberührt.
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III. Internationale Übereinkommen

Urheberrechte, die den Vertragsparteien oder deren Mitwirkenden gehören, sind im Einklang mit einschlägigen
internationalen Übereinkommen, die für die Vertragsparteien gelten, einschließlich dem TRIPS-Übereinkommen (von
der Welthandelsorganisation verwalteten Übereinkommen über handelsrelevante Aspekte von Rechten an geistigem
Eigentum), sowie der Berner Übereinkunft (Pariser Fassung von 1971) und der Pariser Übereinkunft (Stockholmer
Fassung von 1967) zu behandeln.

IV. Wissenschaftliche Schriftwerke

Unbeschadet des Abschnitts V werden Forschungsergebnisse, soweit im TMP nichts anderes vereinbart wird, von den
Vertragsparteien oder Mitwirkenden gemeinsam veröffentlicht. Neben dieser Grundregel gilt folgendes Verfahren:

1. Werden von einer Vertragspartei oder von öffentlichen Stellen dieser Vertragspartei wissenschaftlich-technische
Zeitschriften, Artikel, Berichte, Bücher, einschließlich Videoaufzeichnungen und Software, veröffentlicht, die auf
gemeinsamen Forschungsarbeiten im Rahmen dieses Beschlusses beruhen, so hat die andere Vertragspartei
Anspruch auf eine weltweite nicht ausschließliche, unwiderrufliche und gebührenfreie Lizenz zur Übersetzung,
Vervielfältigung, Bearbeitung, Übermittlung und öffentlichen Verbreitung solcher Werke.

2. Die Vertragsparteien stellen sicher, daß Schriftwerke wissenschaftlicher Natur, die auf gemeinsamen Forschungsar-
beiten im Rahmen dieses Beschlusses beruhen und von unabhängigen Verlegern veröffentlicht werden, soweit wie
möglich verbreitet werden.

3. Alle Exemplare eines urheberrechtlich geschützten Werkes, das öffentlich verbreitet werden soll und aufgrund
dieses Abschnitts entstanden ist, müssen den Namen des Verfassers oder der Verfasser des Werkes aufweisen, es sei
denn, daß der/die Verfasser die Erwähnung seines/ihrer Namen(s) ausdrücklich, ablehnt/ablehnen. Außerdem
müssen sie deutlich sichtbar auf die gemeinsame Unterstützung durch die Vertragsparteien hinweisen.

V. Nicht offenbartes Wissen

A. Nicht offenbartes Dokumentationswissen

1. Die Vertragsparteien, ihre Behörden oder Mitwirkenden erklären zum frühestmöglichen Zeitpunkt, vorzugs-
weise im TMP, welches Wissen nach ihrem Wunsch nicht offenbart werden darf, wobei unter anderem
folgende Kriterien zu berücksichtigen sind:

a) Vertraulichkeit des Wissens in dem Sinne, daß das Wissen in seiner Gesamtheit oder Teile des Wissens in
bestimmter Zusammensetzung den Sachverständigen dieses Gebiets weder im allgemeinen bekannt noch
rechtmäßig ohne weiteres zugänglich sind;

b) tatsächlicher oder potentieller gewerblicher Wert des Wissens durch seine Vertraulichkeit;

c) früherer Schutz des Wissens in dem Sinne, daß die Berechtigten sachlich angemessene Maßnahmen
getroffen haben, um die Vertraulichkeit zu wahren.

Die Vertragsparteien, ihre Behörden und Mitwirkenden können in bestimmten Fällen vereinbaren, daß, sofern
nichts anderes angegeben ist, das während der gemeinsamen Forschungsarbeiten zur Verfügung gestellte,
ausgetauschte oder gewonnene Wissen oder Teile davon nicht offenbart werden dürfen.

2. Jede Vertragspartei trägt dafür Sorge, daß sie und ihre Mitwirkenden nicht offenbartes Wissen deutlich als
solches ausweisen, beispielsweise durch eine entsprechende Kennzeichnung oder eine einschränkende Erklä-
rung. Dies gilt auch für jede vollständige oder teilweise Wiedergabe des besagten Wissens.

Erhalten eine Vertragspartei oder ein Mitwirkender nicht offenbartes Wissen, so haben sie dessen Schutzwürdig-
keit zu beachten. Dieser Schutz wird automatisch hinfällig, wenn der Eigentümer dieses Wissen der breiten
Öffentlichkeit offenbart.

3. Nicht offenbartes Wissen, das im Rahmen dieses Beschlusses mitgeteilt wird, kann von der empfangenden
Vertragspartei oder ihrer Organisation an Personen, die in oder von der empfangenden Vertragspartei beschäf-
tigt werden, und an eine für die besonderen Zwecke der laufenden gemeinsamen Forschungsarbeiten entspre-
chend befugte Organisation weitergegeben werden, sofern so verbreitetes nicht offenbartes Wissen einer
schriftlichen Vereinbarung über die Vertraulichkeit unterworfen wird und, wie oben dargelegt, ohne weiteres als
solches zu erkennen ist.

4. Mit der vorherigen schriftlichen Zustimmung der Vertragspartei, die nicht offenbartes Wissen zur Verfügung
stellt, kann die empfangende Vertragspartei nicht offenbartes Wissen weiter verbreiten, als dies sonst nach
Nummer 3 zulässig wäre. Die Vertragsparteien arbeiten bei der Entwicklung von Verfahren für die Einholung
und Erteilung einer vorherigen schriftlichen Zustimmung zu einer solchen weiteren Verbreitung zusammen,
wobei jede Vertragspartei diese Zustimmung erteilt, soweit die eigene Politik sowie die innerstaatlichen
Verordnungen und Gesetze dies zulassen.

B. Nicht offenbartes Wissen nichtdokumentarischer Natur

Nicht offenbartes Wissen nichtdokumentarischer Natur oder sonstiges vertrauliches Wissen, das in Seminaren oder
anderen Veranstaltungen im Rahmen dieses Beschlusses zur Verfügung gestellt wird, oder Wissen, das auf der
Beschäftigung von Personal, der Benutzung von Einrichtungen oder gemeinsamen Vorhaben beruht, wird von den
Vertragsparteien und ihren Mitwirkenden nach den in dem Beschluß für Dokumentationswissen niedergelegten
Grundsätzen behandelt, sofern dem Empfänger dieses nicht offenbarten oder sonstigen vertraulichen oder schutz-
würdigen Wissens die Vertraulichkeit des Wissens bei der Mitteilung bekanntgemacht worden ist.
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C. Überwachung

Jede Vertragspartei setzt sich nach besten Kräften dafür ein, daß nicht offenbartes Wissen, von dem sie im Rahmen
dieses Beschlusses Kenntnis erhält, in der darin geregelten Art und Weise überwacht wird. Stellt eine der
Vertragsparteien fest, daß sie die Bestimmungen über die Nichtweitergabe gemäß den Abschnitten A und B nicht
mehr einhalten kann oder daß aus triftigen Gründen damit zu rechnen ist, so unterrichtet sie davon unverzüglich
die andere Vertragspartei. Die Vertragsparteien beraten danach über geeignete Maßnahmen.

Anlage

Hauptmerkmale eines Technologiemanagementplans (TMP)

Der TMP ist ein besonderer Vertrag zwischen den Mitwirkenden über die Durchführung gemeinsamer Forschungsarbeiten
und ihre jeweiligen Rechte und Pflichten.

Im TMP werden normalerweise folgende Rechte an geistigem Eigentum geregelt: Inhaberschaft und Schutz, Nutzerrechte
für Forschungs- und Entwicklungszwecke, Auswertung und Verbreitung einschließlich der Regelungen für gemeinsame
Veröffentlichung, Rechte und Pflichten von Gastforschern und Streitschlichtungsverfahren. Im TMP können auch Fragen
im Zusammenhang mit neuem und bestehendem Wissen, der Lizenzvergabe und den Endergebnissen geregelt werden.
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ANHANG III

BESTIMMUNGEN FÜR DEN FINANZIELLEN BEITRAG UNGARNS IM SINNE VON ANHANG I NUMMER 5

1. Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften übermittelt Ungarn und dem in Anhang I Nummer 4 genannten
Unterausschuß so früh wie möglich, spätestens jedoch zum 1. September jedes Haushaltsjahres, die folgenden
Informationen, zusammen mit den einschlägigen Hintergrundinformationen:

— die Höhe der Verpflichtungsermächtigungen im Ausgabenplan des Vorentwurfs des Haushaltsplans der Europä-
ischen Gemeinschaften für das Fünfte Rahmenprogramm und das Fünfte Euratom-Rahmenprogramm,

— die nach dem Vorentwurf des Haushaltsplans veranschlagte Höhe der Beiträge für die Beteiligung Ungarns am
Fünften Rahmenprogramm und am Fünften Euratom-Rahmenprogramm.

Zur Erleichterung der internen Haushaltsverfahren übermitteln die Kommissionsdienststellen spätestens bis zum 30.
Mai jedes Jahres zusätzlich ungefähre Zahlen.

Sobald der Gesamthaushaltsplan endgültig festgestellt worden ist, teilt die Kommission Ungarn die in Unterabsatz 1
genannten Beträge im Ausgabenplan für die Beteiligung Ungarns mit.

2. Spätestens am 1. Januar und 15. Juni jedes Haushaltsjahres richtet die Kommission eine Zahlungsaufforderung an
Ungarn für die Beteiligung im Rahmen dieses Beschlusses. Darin sind folgende Zahlungen vorgesehen:

— sechs Zwölftel des Beitrags Ungarns bis zum 20. Februar bzw.

— sechs Zwölftel des Beitrags Ungarns bis zum 15. Juli.

Die bis zum 20. Februar zu zahlenden sechs Zwölftel werden anhand des Betrags berechnet, der im Einnahmenplan
des Vorentwurfs des Haushaltsplans festgelegt ist. Die Bereinigung des so bezahlten Betrags erfolgt mit der Zahlung der
sechs Zwölftel bis zum 15. Juli.

Für das erste Jahr der Durchführung dieses Beschlusses richtet die Kommission innerhalb von 30 Tagen nach seinem
Wirksamwerden eine erste Zahlungsaufforderung an Ungarn. Sollte diese Aufforderung nach dem 15. Juni erfolgen, so
ist darin die Zahlung von zwölf Zwölfteln des Beitrags Ungarns innerhalb von 30 Tagen vorzusehen, der anhand des
Betrags berechnet wird, der im Einnahmenplan des Haushaltsplans festgelegt ist.

Der Beitrag Ungarns wird in Euro berechnet und gezahlt.

Ungarn zahlt seinen Beitrag im Rahmen dieses Beschlusses gemäß den in dieser Nummer festgelegten Fristen. Bei nicht
fristgerechter Zahlung werden Verzugszinsen zu dem Satz erhoben, der dem Interbank Offered Rate (IBOR) für einen
Monat in Euro entspricht, der von der International Swap Dealers' Association auf der ISDA-Seite von Reuters
angegeben wird. Dieser Satz erhöht sich bei weiterem Verzug um 1,5 % monatlich. Der erhöhte Satz wird auf den
gesamten Verzugszeitraum angewendet. Die Zinsen werden jedoch nur fällig, wenn der Beitrag später als 30 Tage nach
den in dieser Nummer festgelegten Zahlungsfristen gezahlt wird.

Reisekosten, die ungarischen Vertretern und Sachverständigen infolge der Mitwirkung an der Arbeit der Gruppen und
Gremien im Sinne von Anhang I Nummer 6 und den Ausschüssen im Sinne von Anhang I Nummer 8 sowie den
Mitwirkenden an der Umsetzung des Fünften, Rahmenprogramms und des Fünften Euratom-Rahmenprogramms
entstehen, werden von der Kommission auf der gleichen Grundlage und nach den gleichen Verfahren erstattet wie für
die Vertreter und Sachverständigen der Mitgliedstaaten der Europäischen Union.

3. Der finanzielle Beitrag Ungarns zum Fünften Rahmenprogramm und zum Fünften Euratom-Rahmenprogramm nach
Anhang I Nummer 5 bleibt für das jeweilige Haushaltsjahr in der Regel unverändert.

Zum Zeitpunkt des Rechnungsabschlusses für das Haushaltsjahr (n) nimmt die Kommission im Rahmen der Haushalts-
rechnung eine Bereinigung der Rechnung hinsichtlich der Beteiligung Ungarns vor, wobei Änderungen aufgrund von
Umbuchungen, Streichungen, Übertragungen, aufgehobenen Mittelbindungen oder Berichtigungs- und Nachtragshaus-
halten während des Haushaltsjahres berücksichtigt werden. Diese Bereinigung erfolgt zum Zeitpunkt der zweiten
Zahlung für das Jahr n + 1. Weitere Bereinigungen erfolgen jedes Jahr bis zum Juli 2006.

Zahlungen durch Ungarn werden unter den Gemeinschaftsprogrammen als Haushaltseinnahmen verbucht, die der
entsprechenden Haushaltslinie im Einnahmenplan des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Gemeinschaften zuge-
wiesen werden.

Die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften findet auf die Verwaltung der
Mittel Anwendung.

4. Spätestens am 31. Mai jedes Haushaltsjahres (n + 1) wird Ungarn die Mittelaufstellung des vorhergehenden Haushalts-
jahres (n) für das Fünfte Rahmenprogramm und das Fünfte Euratom-Rahmenprogramm zur Unterrichtung vorgelegt;
dabei wird der Form der Haushaltsrechnung der Kommission gefolgt.
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Gemeinsame Erklärung Ungarns und der Gemeinschaft

Die Republik Ungarn und die Gemeinschaft vereinbaren zusätzlich zu den Bestimmungen des vorliegenden
Beschlusses des Assoziationsrates, daß Forschungsprogramme und -tätigkeiten der Republik Ungarn, die
denen des Fünften Rahmenprogramms der Europäischen Gemeinschaft im Bereich der Forschung, technolo-
gischen Entwicklung und Demonstration (1998-2002) und denen des Fünften Rahmenprogramms der
Europäischen Atomgemeinschaft für Maßnahmen im Bereich der Forschung und Ausbildung (1998-2002)
entsprechen, Forschungseinrichtungen der Gemeinschaft offenstehen sollen und daß zu diesem Zweck ein
gesonderter Briefwechsel zwischen der Republik Ungarn und der Gemeinschaft erfolgt.
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KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 8. September 1999

über die Behandlung von Mehrwertsteuer-Rückzahlungen an nichtsteuerpflichtige Einheiten und an
steuerpflichtige Einheiten mit Bezug auf deren steuerbefreite Tätigkeiten im Zusammenhang mit
der Anwendung der Richtlinie 89/130/EWG, Euratom des Rates zur Harmonisierung der Erfassung

des Bruttosozialprodukts zu Marktpreisen

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen K(1999) 2533)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(1999/622/EG, Euratom)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Atomgemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 89/130/EWG, Euratom des Rates
vom 13. Februar 1989 zur Harmonisierung der Erfassung des
Bruttosozialprodukts zu Marktpreisen (1), insbesondere auf
Artikel 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Das Europäische System Volkswirtschaftlicher Gesamt-
rechnungen (ESVG, 2. Auflage) klärt nicht explizit die
Behandlung von Mehrwertsteuerrückzahlungen an nicht-
mehrwertsteuerpflichtige Einheiten und an steuerpflich-
tige Einheiten im Hinblick auf deren steuerbefreite Tätig-
keiten.

(2) Zur Berechnung des Bruttosozialprodukts zu Markt-
preisen (BSPm) gemäß Artikel 1 der Richtlinie 89/
130/EWG, Euratom ist es erforderlich, die Behandlung
von Mehrwertsteuerrückzahlungen an nichtmehrwert-
steuerpflichtige Einheiten und an steuerpflichtige
Einheiten im Hinblick auf deren steuerbefreite Tätig-
keiten im Rahmen des ESVG, 2. Auflage, klarzustellen.

(3) Die Sechste Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom
17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvor-
schriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern —
Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuer-
pflichtige Bemessungsgrundlage (2), zuletzt geändert
durch die Richtlinie 1999/59/EG (3), spezifiziert die
Begriffe „Steuerpflichtiger“, „Nichtsteuerpflichtiger“ und
„steuerbefreite Tätigkeiten“.

(4) Die in der vorliegenden Entscheidung vorgesehenen
Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des gemäß
Artikel 6 der Richtlinie 89/130/EWG, Euratom einge-
setzten Ausschusses —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Bei der Berechnung von Aggregaten der Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnungen zum Zweck der Anwendung der Richtlinie
89/130/EWG, Euratom werden Rückzahlungen der bei ihren
Käufen entrichteten Mehrwertsteuer an
— nichtmehrwertsteuerpflichtige Einheiten,
— an mehrwertsteuerpflichtige Einheiten im Hinblick auf ihre

steuerbefreiten Tätigkeiten
im Rahmen des ESVG, 2. Auflage, als laufende Übertragungen
(im Einkommensverteilungskonto — C3) oder Vermögens-
transfers (im Vermögensveränderungskonto — C5) behandelt,
und nicht so, als wären sie abzugsfähige Mehrwertsteuer.

Zum Zweck einer harmonisierten Anwendung dieser Entschei-
dung sind die nichtmehrwertsteuerpflichtigen Einheiten gemäß
Artikel 4 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG definiert, und es
handelt sich bei den in Rede stehenden steuerbefreiten Tätig-
keiten um die in Artikel 13 der Sechsten Richtlinie 77/
388/EWG aufgelisteten Tätigkeiten.

Artikel 2

Die Bestimmungen des Artikels 1 sollen für die im Rahmen der
Richtlinie 89/130/EWG, Euratom für die Jahre ab 1988 über-
mittelten BSP-Daten gelten.

Artikel 3

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 8. September 1999

Für die Kommission

Yves-Thibault DE SILGUY

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 49 vom 21.2.1989, S. 26.
(2) ABl. L 145 vom 13.6.1977, S. 1.
(3) ABl. L 162 vom 26.6.1999, S. 63.
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 10. September 1999

zur Änderung der Entscheidung 1999/293/EG mit Maßnahmen zum Schutz gegen das Katarrhal-
fieber des Schafs (Bluetongue) in bestimmten Teilen Griechenlands

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen K(1999) 2902)

(Nur der griechische Text ist verbindlich)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(1999/623/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 90/425/EWG des Rates vom 26. Juni
1990 zur Regelung der veterinärrechtlichen und tierzüchteri-
schen Kontrollen im innergemeinschaftlichen Handel mit
lebenden Tieren und Erzeugnissen im Hinblick auf den Binnen-
markt (1), zuletzt geändert durch die Richtlinie 92/118/EWG (2),
insbesondere auf Artikel 10 Absatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Infolge des Auftretens von Fällen des Katarrhalfiebers des
Schafs auf bestimmten Inseln im Südosten Griechen-
lands hat die Kommission mit der Entscheidung 1999/
293/EG (3) Schutzmaßnahmen getroffen.

(2) Eine serologische Untersuchung im August 1999 in den
Verwaltungsbezirken Evros und Rodopi hat ergeben, daß
der Virus des Katarrhalfiebers des Schafs in diesem
Gebiet Griechenlands vorkommt.

(3) Da es keine ökologischen Grenzen gibt, können sich die
Vektoren, durch die die Seuche übertragen wird, aktiv
fortbewegen oder vom Wind über weite Entfernungen
getragen werden.

(4) Es empfiehlt sich, die Verbringung von Tieren seuchen-
empfänglicher Arten einzuschränken, um der Verbrei-
tung der Seuche durch virusbefallene Tiere keinen
Vorschub zu leisten.

(5) Daher ist die Entscheidung 1999/293/EG zu ändern, um
die Verwaltungsbezirke Evros, Rodopi und Xanthi darin
aufzunehmen.

(6) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Veterinär-
ausschusses —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

In Artikel 1 Absätze 1 und 2 der Entscheidung 1999/293/EG
werden die Worte „Verwaltungsbezirken Dodekanes und
Samos“ bzw. „Verwaltungsbezirke Dodekanes und Samos“
durch die Worte „Verwaltungsbezirken Dodekanes, Samos,
Evros, Rodopi und Xanthi“ bzw. „Verwaltungsbezirke Dode-
kanes, Samos, Evros, Rodopi und Xanthi“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an die Griechische Republik gerichtet.

Brüssel, den 10. September 1999

Für die Kommission

Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 224 vom 18.8.1990, S. 29.
(2) ABl. L 62 vom 15.3.1993, S. 49.
(3) ABl. L 114 vom 1.5.1999, S. 55.
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(In Anwendung von Titel V des Vertrages über die Europäische Union erlassene Rechtsakte)

GEMEINSAMER STANDPUNKT DES RATES
vom 16. September 1999

betreffend restriktive Maßnahmen gegen die Republik Indonesien

(1999/624/GASP)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson-
dere auf Artikel 15,

unter Berücksichtigung der Schlußfolgerungen des Rates vom
13. September 1999,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Angesichts der erschreckenden Lage in Osttimor, wo zur
Zeit ernsthafte Verletzungen der Menschenrechte und
des humanitären Völkerrechts stattfinden, hält die
Europäische Union es für angebracht, restriktive
Maßnahmen gegen die Republik Indonesien zu
verhängen.

(2) Die Gemeinschaft muß tätig werden, um die
Maßnahmen umzusetzen, mit denen die Lieferung von
Gerät, das zur internen Repression oder für terroristische
Zwecke benutzt werden könnte, verhindert werden soll.

HAT FOLGENDEN GEMEINSAMEN STANDPUNKT ANGENOMMEN

Artikel 1

Gegen die Republik Indonesien wird ein Embargo betreffend
die Ausfuhr von Waffen, Munition und militärische Ausstat-
tung verhängt.

Unter das Embargo nach Absatz 1 fallen Tötungswaffen und
ihre Munition, Waffenplattformen, Nicht-Waffenplattformen
und Hilfsausrüstungen. Unter das Embargo fallen auch Ersatz-
teile, Reparaturen, die Wartung und der Transfer von Militär-
technologie.

Unter das Embargo fallen ferner vor Beginn des Embargos
geschlossene Verträge.

Artikel 2

Gegenüber der Republik Indonesien wird ein Verbot der Liefe-
rung von Gerät, das zur internen Repression oder für terroristi-
sche Zwecke benutzt werden kann, verhängt.

Artikel 3

Die bilaterale militärische Zusammenarbeit zwischen der
Republik Indonesien und den Mitgliedstaaten wird ausgesetzt.

Artikel 4

Zur Verstärkung der Wirkung der vorgenannten Maßnahmen
bemüht sich die Europäische Union, andere Länder zu veran-
lassen, ähnliche Maßnahmen wie die in diesem Gemeinsamen
Standpunkt vorgesehenen restriktiven Maßnahmen zu
beschließen.

Artikel 5

Dieser Gemeinsame Standpunkt wird am Tag seiner Annahme
wirksam.

Er wird fortlaufend überprüft.

Seine Geltungsdauer endet am 17. Januar 2000.

Artikel 6

Dieser Gemeinsame Standpunkt wird im Amtsblatt veröffent-
licht.

Geschehen zu Brüssel am 16. September 1999.

Im Namen des Rates

Der Präsident

T. HALONEN
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